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13. Jahrestagung des Deutschen Ostbundes in Berlin.
ZahlreicherBesuch aus dem ganzen Reiche. — Einhellige Beschlüsse zn den wichtigsten 0stfragen. — Protest gegen die

polnischen Raubgeliiste. — Der Ostbundgedanke marschiert! — Förderung der Frauenarbeit und der Jungscharen.

DerDeutsrhe Ostbund hielt am 27. und 28. Mai in

Berlin seine lZ. Jahrestagung ab. Sie fand in den Räumen

des Volksdeutsrhen Klubs statt und war von Vertretern

aller Landesverbände aus allen Teilen des Reiches gut
besucht. Der vorgelegte Jahresberirht zeigte, daß der

Deutsche Ostbuud im abgelaufenen Jahre trotz der Wirt-

schaftskrise und sonstigen Zeitnöie wiederum eine ebenso
bedeutsame wie mannigfaltige Tätigkeit ausgeübt hat, und

daß er in ungebrorhener Kraft dasteht, wenngleich auch er

unter den schweren Zeitnöten zu leiden gehabt hat. Auch
in finanzieller Hinsicht hat er, ebenso wie seine Tochter-
geseilschaften, die schweren Sturme des vorigen Jahres gut
ins-erstanden In eingehenden Aus-sprachen wurden organi-
satorische Fragen aller Art geklärt und entschieden. Vor

allem aber bewegte sieh die Aussprache um die aktuellen

Fragen der Ostpolitik, die im Vordergrunde unserer Innen-

und Außenpolitik stehen« Die Bundesversammlung nahm
Stellung dazu in einer Reihe von E n t s ch l i e ß u n g e n,
die durchweg einstimmige Annahme fanden, ein Beweis

ifiir die Geschlossenheit des Deutschen Ostbundes in allen

wichtigen Ostfragen. Es wurde eine Reihe neuer wich-
tiger Anregungen gegeben, die eine Erweiterung der Tätig-
keit des Deutschen Ostbundes zur solge haben werden.

Der weitere Ausbau der kuliurpolitischen Tätigkeit des

Deutschen Ostbundes soll — darin waren sich alle Anwesen-
den einig — mit allem Rarhdruck betrieben, die Aufklärung
iiber den deutschen Osten in diesen entscheidenden Zeiten mit

Hallen Mitteln gefördert, die Bildung neuer Zrauendienst-
gruppen und neuer Jungscharen bei den einzelnen Orts-

gruppen nachdriicklich betrieben und deren Arbeit zielbewußt
zmit in den Dienst der Aufklärung aller Bevölkerungs-
lschirhten iiber die Bedeutung der Ostfragen gestellt werden.

..Es gilt, die Zeit wahrzunehmen, angesichts der bevorstehen-
den Reugestaltung der Verhältnisse Europas die Stimmung
Tfiir eine Reuordnung der Zustände in unserem Osten zu

niitzen
Eine Präsidialsitzung,

die von nachsmittags Z Uhr bis abends 8 Uhr dauerte, ging am Donners-

Wg der Tagung voraus. In ihr wurden eitle Reihe wichtiger Organi-
sationsfragen besprochen, während ein anderer Teil der Verhandlungen
der Vorbereitung der Vundsiaguug und einer Vol-besprechuug der auf
ihr zu erledisgenden Angelegenheiten galt.

Hanptvorstandssitzung
Der Hauptoorstand, der von den Vorsitzenden aller Landesversi

bände und dem Bundespräsidium gebildet wird, tagte am Freitag in
der Zeit von vormittags 10 bis abends ? Uhr. Alle Vorstandsmit-
glieder bis auf zwei, diesich vertreten ließen, waren anwesend.

Vor Eintritt in die Tagesordnung widmete Bunsdespräsident
Ginschel den vielen Landsleuten, die im letzten Jahre durch Tod
aus den Reihen des Ostbundes ausgeschieden sind und die dem Deut-

schen Ostbuud bis zum letzten Atemzuge die Treue gewahrt haben,
herzliche Worte des Gedenkens. Die Anwesenden erhoben sich zu

Ehren der Verstorbenen von ihren Plätzen.
Im Anschluß daran dankte Bundespräsident Ginsrh el der großen

Zahl derer, die sich jahraus, jahrein ehreuanitlich im Deutschen Ost-
bund zum Nutzen ihrer Landsleute iuc Bundespräsidium, in den Landes-

oerbänden und in den Ortsgruppen betätigen und dabei unausgesth
bemiiht sind, unserer alten ostmärkischen Heimat und den dortigen
Landsleuten zu helfen, und die den Kanin gegen das im Osten be-

gangene Unrecht mit aller Kraft fortsetzen helfen; er bat alle Getreuen,
in dieser schweren Rotzeit auch kiinftig nicht zu erlahmen in dem ge-

rechten und aussichtsreichen Kampf um Volk, Heimat und Vaterland,
in dem wir stehen, und forderte auf, diejenigen Landsleute, dise in diesem
Kampf miide zu werden drohen, nicht aufzugeben, sondern um ihre
Seelen zu ringen uud sie wiederzugewinnen fiir das gemeinsame Ringen
um unsere große, gute und gerechte Sache.

Redner gab dann unter Hinweis auf den vorliegenden Jahres-
bericht einen kurzen Überblick iiber den Stand der Ostbuud-
angelegeuheiten, worauf Herr Bundespräsident Geheimrat Srhmid
die vorgelegte Abrechnung fiir 1931 erläuterte. Es folgte eine

eingehende Aussprache iiber die Lage des Ostbundes, die Tätigkeit der

Bundesleitung, die Verhältnisse in den Landesverbänden und die

Schwierigkeiten iu manchen Ortsgruppen, wobei eine vielfach fruchtbare
Kritik geiibt und die mannigfaltigsten Anregungen gegeben wurden·

Im Anschluß daran erfolgte die Bewilligung des Haushaltsvor-
anschlages fiir 1932. Dann wurden die eingegangenen Anträge ein-

gehend besprocheu, was von selber zu grundlegenden Aussprachen iiber

wichtige Organisationsfragen, über dierkiinftige VZerbetätigkeit nnd

Aufklärungsarbeit usw. führte.
In das Bundespräsidium wurde au Stelle des Herrn Archivrats

Dr. Kupke, Stettin, der sein Amt niedergelegt hat und dem Herr
G i nsch el fiir die großen Verdienste dankte, die er sich in langjähriger
Tätigkeit im Präsidium und als Vorsitzender des Landesverbandes

Vorpommeru erworben hat, Herr Oberlandesgerichtsrat Dr. T h i e m e ,

Telle, gewählt. Zugleich wurden Anträge iiber die kiinftige Zusammen-
setzung des Bundespräsidiums vorbessprochen.

Die vorgelegten Richtlinien fiir die Tätigkeit der

Bund e s o r g an e
, die durch die im vorigen Jahre angenommene

neue Bundessatzuug notwendig geworden sind, wurden besprochen nnd

genehmigt, ebenso eine E) e s ch ä s t s a n w e i s u n g f ii r da s

K a s s e n - u nd A b r e cl) n u n g s w e s e n im Deutschen Ostbuud.

gen. — Ein frauziifischcs ukten ner ,-

.--«



Die geschlossene Vertreterversanimlnng
begann Sonnabend vormittag 10 Uhr. Viindesprässideiit Giiischel
dankte iiach herzlichen Vegrüßungsivorteii für das zahlreiche Erscheinen,
das uni so erfreulicher sei, als der Vsusnd dieses Mal iii einer besonders
bewegten und schirksalsschweren Zeit tage. Wenn die amtlichen
Stellen offen erklären, daß im Osten demnächstvoranssichtlich bis zu
drei Millionen Morgen Land von Wirtschaften, die auch durch die

Osthilfe den bisherigen Eigentümern nicht erhalten werden können, in
andere Hände übergehen dürften, so braucht man kein Wort weiter

zu verlieren über die ungeheure Gefahr, in der sich unsere Ostprvvinzen
befinden (Zustininiung). Richt nur, daß es sich um den Rsuiii

zahlreicher Familien handelt, die zum Ceiil seit Jahrhunderten
aus ihrer Scholle ansäissig waren und die trotz aller Ent-

behruiigsen und verzweifselten Bemühungen, sich zu halten, in-

folge der Unrentabilität der Landwirtschaft ihre Existenz verlieren
und entwurzelt werden, wir Ostländer willen alle aus eigener Er-

fahrung, wie wahr das Sprichwort ist, ,,Hat der Viauer Geld, hat’s
die ganze Weltt« und wir wissen daher auch, daß eine solche Kata-

strophe der Landwirtschaft im Osten auch für sdiie städtische Bevöl-
kerung, für Industrie und Handel, Handwerk und Arbeiterschaft, ja für
das ganze wirtschaftliche, kulturelle und soziale Leben der Städte selbst
von verhängnisvoller Bedeutung wer-den kann. Von den drei Millionen

Morgen Land, die zuni Verkauf kommen, sollen ja, während eine
Million Morgen zur Aufforstung bestimmt sind, zwei Millionen

Morgen als Siedlungsland verwandt werden. Wir wollen

hoffen, daß durch Bewilligung der dazu erforderlichen Mittel endlich
eine wirklich großzügige Ostsiedlung zustande kommt
und dadurch eine Flutivelle neuer Menschen nach dem

Osten getragen und dort wirklich bodenständig wird.
;Aber um letzter-es zu erreichen, muß unbedingt in erster Linie dafür
gesorgt werden, daß die Landwirtschaft wieder reiitabel
gemacht wird; sonst kann der für unsere Wirtschaft erstrebte
Erfolg nicht eintreten. Jedenfalls mkiß die Auswahl der Sied-
lungssbewerber mit besonderer Sorgfalt erfolgen, da-
mit unnötige Rückschsläge vermieden wer-den. Es müssen vor allen
Dingen Menschen angesiedelt werden, die die Verhältnisse des Ostens
kennen, die die Eignung und Kraft· haben, sich dort unter den jetzigen
schwierigen Verhältnissen zu behaupten. Unter »den aus dem abge-
tretenen Gebiet Vertriebenen oder sonst aus den Ostprvvinzen abge-
ivanderten Deutschen, die vorübergehend in den westlichen und sonstigen
deutschen Industriegebieten Arbeit gefunden hatten und jetzt dort zu-
meist asls Erwerbslose ein trübes Dasein fristen und sich von ganzem
Herzen nach dem Osten zurücksehneii,befinden sich viele, die auf dem
Lande groß geworden und durchaus bereit sind, nach dem Osten zurück-
zukehren und sich als Si«e-dler wieder emporzuarbeiten, denen aber das
Geld fehlt, uni die nötigen Anzahlungen leisten-zu können. Reich und
Staat können nichts Vesseres tun, als sich diese vielfach kinsderreichen
Familien für das Siedluiigswerk zu sichern und ihnen die Möglichkeit
zur itbernahme, wenn auch zunächst iiur kleinerer Stellen, zu geben,
damit sie wieder in gesunde Verhältnisse kommen. Ratürlich ist es bei
der heutigen Finanzmisere nicht leicht, die Gelder -dafiir"aufzubringen;
aber wo ein Wille ist, wir-d sich auch ein Weg finden, diese wertvollen
Mensschenkräfte mobil zu machen, die mehr wert sind als Geld.
ZusverlässigeMenschen nach dem Ost-en zu schaffen, sei heute not-

wendiger »denn je, wo das Polentum seine Raubgeliiste auf weiteres
deutsches Land unverhüllt zu erkennen gebe. Wir dürfen den

Osten nicht veröden lassen, uni ihn nicht der ohne-
dies großen Gefahr der Slawisierung auszusetzen.
Eben erst habe ein polsnischser Schriftsteller, Wladismir Vatos, mit

Frohlocken feststellen zu können geglaubt, daß die Deut-schen, die sonst
im Verlauf ihrer Geschichte selbst nach jedem Riederbruch und in
schwerster Zeit den Drang nach dem Osten nicht aufgegeben hätten,
jetzt drauf und dran seien, dies zu tun, da die Deutschen nicht nur in

Massen die abgetretenen Gebiete verlassen hätten, sondern durch eine
zunehmende Abwansdserung mehr unsd mehr auch die ihnen überlassenen
Ostprovinzen veröden ließen. Dieser poslnischeSchriftsteller habe auch
festgestellt; daß das Polentum sich namentlich in jener wichtigen
Volksgruppe, die sich zwischen dem f20. und 40. Lebensjahre befinde,
ganz anders vermehre als die deutsche Bevöl-

kerung, und dass somit in 40 bis 50 Jahren die Bevölkerung des
polnischen Staates — die heute nur rund halb so gross sei wie die
Deutschlands — die gleiche Stärke erreicht haben werde. Wenn auch,
so fuhr der Redner fort, der liebe Gott dafür zu sorgen pflegt, daß
niemals die Väume in den Himmel wachsen und wenn wirtschaftliche
und andere Verhältnisse auch daizu beitragen können,dass jene polnischen
Hoffnungen sich nicht erfüllen, so müssen wir Ostmärker uns doch die
Frage stellen: Dsürfen wir einer möglichenEntwicklung dieser Art ruhig
zusehen, oder haben wir nicht vielmehr vor allen andern deutschen
Volksgenossen die Pflicht, unsererseits auf die isn der Tat in dieser
Hinsicht im Osten drohenden Gefahren hinzu-weisen und als Hüter
der Ostgrenze zu verlangen, dass das Vinnendeutschtusm, dass
Parlament und Presse, Staat und Reich diesen Fragen, die einfach
ausschlaggebend für die Zukunft unseres Volkes und Vaterlandes sind,
noch viel höhereAufmerksamkeit zuwenden, als es jetzt geschi«eht?l
(Leb-hcrsteZustimmuiig.) Der Deutsche Ostbund hat schon vor Jahren
auf seiner grossen Vreslauer Cagsung auf diese bevölkerungspolitische
Bedeutung der Ostfragen eindringend hingewiesen und hat damals eine
systematische Ostsiedlsungverlangt, und bald darauf auch ein-e eindrucks-
volle Vroschiire des Herrn Landtagsabgeordneten Pischke: »Wir
siedeln oder wir sinkenl« verbreitet und auch sonst in jeder erdenklichen
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Weise auf die grosse Gefahr einer Verödung des Ostens hingewiesen.
Gewiss ist eine Ostsiedlung grossen Stils unbedingt notwendig,aber es

sit mit ihr allein nicht getan, und es ist vor allein Eile geboten.
Wer wollte das bezweifeln in einer Zeit, in der die Pol-en offen sagen,
die einzig richtige Lösung der Korridvrfrage sei die, »das)Glich Ost-
preußen zu Polen geschlagen werde, in der sie erner

geheim und offen die Losung ausgeben: »An die Oderl« und immer
wieder die Forderung zu begründen suchen, daß alles Land bis

an die Oder urpolnisches Land sei und daher Polen noch
zusgeschlagen wer-den müsse,obwohl das Unberechtigte dieser Forderung
vor asllier Welt offen-kundig ist und sie eine Phantasterei darstellt, genau
so wie die polnische Parole, die ein Polen von Meer zu

Meer, d.h. von der Ostsee bis zum Schwarzen Meer, verlangt.
Aber wie deni auch sei: das ganze polnische Violk stehthinter·diesen
Forderungen und ist bereit, jedes Opfer dafür zu bringen. Die un-

ausgesetste Aufriistung Polens, für die der halbbankerotte
Staat den dritten Teil all-er Staatsausgaben aufwendet,die «Mili-
tarisierung der Zivilbeoölkeriing in den Legi-onen,
Schützen- und Jugeiidverbänden, Ja die Schaffung be-

sonderer F r a u en v r g an is a t i o n e n
,

die sich der Vorbereitung
der Mitglieder für ihre Verwendung im Kriegsfalle wisdmen,
die Aufforderung des polnischen Kriegsmini-sters, »daßjedes Pol-
nische Haus eine polnische Festung sei-nmusse«,die Vildung
einser Reservearmee im Korridor,—die Entdeutschung
der uns entrissenen Gebiete und das systematische
Vordringen des Polentums über die Grenze, das sind
Gefahren im großen wie ini kleinen, die nicht nur fur
unsern Osten, sondern fü r u n se r V at e r l a n d verhangnisooll
werden können, wenn sie nicht rechtzeitig erkannt und wenn nicht fur
eine geschlossene Abwehr gesorgt wir-d. (LebhafterVeifasll.»)Durch
A u f k l ä r u n g der breitesten Massen auf dieseGefahr hinzuweisen
und diesen A b w ehrkampf zu fordern und inihm in den mannig-
fachsten Vetätigsungsformenmitzuwirken, das ist die grosse geschichtliche
Aufgabe unseres Vundes wie der andern Odstverbände In diesem
Kampf haben wir Mitglieder der Ostsverbändeall-e das gleiche«IM-
deii gleichen Willen und den gleichen Herzschlag. Darum wird es

hoffentlich gelingen, früh-er oder später auch zu einem geeinten und

geschlossenen Vorgehen der Ostverbänsdezu kommen. Vis dahin muß
unsere Parole lauten: ,,Getrennt marschieren, aber vereint schlagen.
(Zusti:mniung.)

«
"

Wie sehr die Dinge ini Osten sich zugespitzt haben,
dasfiir war bezeichnend die Tatsache, dass jüngsttdieVertretenzweier
großer englischer Blätter, die sich in Pol-en aufhielten, ihren Zeitungen
melden konnten, Polen bereite fiir den l. Mai. einen be w a ffn et e n

lib e rfall auf D a iizig vor, wobei es dahingsesteillt blieb,ob dieser
tisberfall durch reguläres polnisches Mislitär oder durch polsnitscheFrei-
scharen ausgeführt werden sollte. Wer sich eriniiert,«das·sWilna, die

alte Hauptstadt Litauens, durch einen polnischen militärischen Hand-
streich Litauen entwunden und Polen einverleibt worden ist, wer sich
des Einfalls lit-aui:scher Freischaresn in das Memelland erinnert, der
werde die Gefahren, die in der Beziehung im Osten drohen, nicht
unterschätzen.

.

Rach weiteren Ausführungen über die Lage des FreistaatesDanzig
und »dieihm von Polen her drohende Gefahr sowie nach Hinweisen
auf die anderen Gefahrenherde im Osten warf der Redner in großen
Zügen Streiflichter auf die möglichen·Komplikati-
o n e n

,
die sich durch die Entwicklung der Vierhäsltnissein S o w j e t -

rußland und im Fern-en Osten für uns ergeben können, und betonte,
daß sich dadurch in näherer und fernerer Zukunft leicht Wirt -

sch a f t s k a t a st r o p h e n ergeben könnten, gegenüber denen mög-
licherweise unsere jetzige Wirtschaftskrisis nur ein schwacher Anfang
sei, und es könnten dem weltanschauliche Vieeinflussungen von So-wjet-
rußland her folgen, die das Schlagwort vom U n t e r g a n g d e s

A b e n d l a n d e s , d. h. der abendländischen Kultur, in bedenkliche
Rähe rücken. Und denkt man weiter an die Möglichkeiten, die von

Japan und Ehan mit seinen 300 Millionen Menschen her drohen, so
kommen vielleicht neue leskerwanderungen aus dem fernen Osten, gegen
die die cZJölkerwanderungender alten Germianen und die früheren Mon-

golenneinfälleein Kinderspiel waren. Im Viertan so geswaltiger Wand-
lungen könnte zwar auch die Po l e n f r a ge eine leichtere und raschere
Lösung finden, als jemand heute zu hoffen wage. Aber die Wellen-
bewegung einer Entwicklung, die eine solche Lösung herbeiführt, könnte
leicht auch Deutschland überfluten und uniibersehbare Umgestaltungen
herbeiführen

Wenn wir die Dinge so sehen, so wird uns mehr wie je klar werden,
daß die Zukunft unseres Vaterlandes von der Ent-

wicklung im Osten, wo so vieles im Fluß ist, abhängt,
daß darum, wenn wir nicht blsoßdem Tage leben wollen, sondern auch
an die Zukunft denken, eine zielbewußte Ostpolitik iin

Mittelpunkt der ganzen Arbeit unseres Violkes

gehenmuß
und daß von der richtigen Lösung dieser

ragen glatt Gedeih und Vierderb des Vater-
landes abhängen wird.

Das müssen wir schärfer denn je betonen in einer Zeit, in der
wir auch innenpolitisch in einer großen Wandlung
stehen, bei der es sich ja in erster Linie u in an d er e D i n g e handelt;
gerade darum aber müssenwir im Gefühl unserer besonderen Verant-
wortung als Ostmienschendarauf hinweisen, d aß j e d e V e w e g u n g
im deutschen Volke, sie mag heißen wie sie wolle, in erster
Linie darauf gerichtet sein muß, im Osten die
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Verhältnisse wieder inOrdnung zu bringen,
die Wirtschaft hier wieder gesund zu machen, damit Stadt
und Land nicht veröden, sondern vorwärts kommen, die deut-

sche Kultur im Osten nicht in Trümmer sinken zu lassen,
sondern sie mit aller Kraft auszubauen. Denn in dem mehr
als tausendjährigen Kampf um den Osten siegt un-

zweifelhaft dasjenige Volk, das die höhere Kultur

besitzt und verbreite-rund dadurch die gröszere An-

ziehungskraft ausübt.
—

Damit ist unserer Arbeit, unserer Organisation die Bahn vor-

gezeichnet: sie musz den Menschen helfen, die sonst in

»Elend und cRot versinken und allein gegen die allgemeinen
lZeitverhältnisssesich nicht wehrenund die sich nicht selbst helfen können
— den Menschen diesseits der Grenze, seien sie Ver-drängte, die erst
noch in den Wirtschaftsprozesz unseres Volkstums wieder einzugliedern
sind, seien es Einheimische, denen die Augen geöffnet werden müssen
übe-r das, was auf dem Spiele steht, dasz es gilt, dem Osten zu helfen,
damit seine Wirtschaft und seine Kultur, die mit ungeheurem Schweisz
geschaffen worden sind, nicht zugrunde gehen, damit der Ost-en nicht
sweiter verarmt und verödet, dasz er nicht wiederum zum Tummelplatz
Vor-dringender slawischer Völker wird, wie dereinst nach der grossen
—Bölskerwanderung,dasz so dem Vaterland das stärkste Bollwerk er-

halten wer-den musz, das es vor dem Untergange retten kann.

Den Menschen hilft man nicht nur dadurch, dasz wir ihre materielle

Rot bekämpfen,sondern auch, dadurch, dasz wir sie zu in n e r er E in -

kehr und zu innerer Wandlung bringen. cNatürlich musz
der Mensch, um leben zu können, zunächstdas tägliche Brot und ein

;.Dach üiber dem Kopf haben. Darum werden wir in der Entschä-
digungsfrage den Kampf um eine gerechte und einigermaßen
«ausreichende Schadloshaltung nicht aufgeben, bis dieses Ziel erreicht
«"-ist.Alber zugleich wollen wir stets und ständig unseren Mitgliedern
wie den weitesten Volkskreisen kslarmaschen, dasz der Mensch
nicht vom Brot allein lebt,dasz er nicht nur für das tägliche
Brot sorgen, sondern auch für die Ewigkeit schaffen muss,
d. h. dasz er sorgen musz isn erster Linie auch für alles das, was ein
.B-olskstsuin in guten und bösen Tagen erhält und es geeignet macht,
zum Träger grosser Ideen zu werden, die die Menschheit vorwärts
bringen. Spätere Geschlechter werden nicht fragen, was wir in dieser

.-Rotzeit gelitten, sondern was wir getan haben, um das Unglück des

Kriegsausgsanges zu mindern, um unser Volkstum auf der Höhe zu er-

halten und wieder vorwärts zu bringen. Genau wie ivir, wenn wir uns

mit »der Vergangenheit unser-es Baterslandes beschäftigen,nicht danach

fragen, was in früheren Zeiten, die nicht besser waren wie die un-

serigen, uiixserseVorfahren gelitten haben, sondern nur danach, was

sie aus dem Unglück gelernt, wie sie sich im Unglück bewährt und was

isie getan haben, um wieder bessere Zeiten herbeizuführen Wenn wir unsere
Arbeit so auffassen, dann werden wir ganz von selbst nicht nur das

lOhr und die Liebe unserer vistmärkischenVolksgenossen haben, sondern
viele deutschen Brüder und Schwestern im Reich und dar-über hinaus
gewinnen, dann wird sich ergeben, dasz wir einen Kreuzzug
gegen·Rot und Unrecht führen, dasz wir einen heiligen
K r i eg führ-en,in dem wir die Unterstützungdurch alle Bolkssgenossen
mit Recht verlangen können. Treiben wir die Arbeit in unserem
Bunde so, dann wird es weniger vorkommen, dasz Leute uns den

Rück-en kehren, weil sie ihre Entschädigungbekommen haben und nun

glauben, der 0stbund könne ihnen nichts mehr nutzen, dasz die Intelli-
gen-z uns fern«blei-bt,weil sie glaubt, sie werde bei uns nur auf die

-Wahrnehmsung materieller Interessen stoszen, dasz die·Einheisnrischen
uns fernbleiben, weil sie glauben, der Osten gehe sie nichts an. Wir

werden dann im Gegenteil eine neueEntiwicklung erleben: dann wird

unsere eigene Jugend und — wie das jetzt zum Teil schon der

Fall iist — auch die einheimsischeJugend uns begeistert zustrseben, unsere
Reihen verstärken und die Lücken ausfüllen, die der Tod täglich in

erschrocken-demMasse in die Reihen unser-er Mitglieder reisszt. Dann

werden unser-e Frauen noch begeisterter als bisher sich um unser
Banner scharen und werden die Schwestern aus »der eiinheimischen
Bevölkerung ihnen folgen, weil sie die Sonne der Hoffnung im Osten
auf-gehen sehen, Zukunftssmöglichkeitender Entwicklung für unser
Biolsk erblicken, die auch ihren Kindern, die jetzt im verengerten Vater-

land so wenig Asussicht haben, sich irgendwo eine Existenz schaffen zu

können, Aussichten auf Anbeit und Erfolg bieten. Dann wird der

Deutsche 0stbund werden, was er werden musz: eine grosse deutsche
;Botksbeiv·egung,beseelt von dein Geist ostdeiitscher Menschen, aber

getragen von dein Verständnis und der Mitarbeit aller deutschen
·Bolksgenossen.

Unter lebhaften Beifall schlos- der Redner nach kurzen Darlegun-
gen üsber die sührerfrage mit dem Wunsch, dasz die Verhandlungen
der Bundestagung, unbeschadet aller Kritik, im Geiste der Brüderlich-
keit und des Strebens nach dem gleichen Ziele geführt werden möchten,
Um beizutragen zur Erreichusng der groszen unverrückbaren Ziele des

Deutschen Ostbundes, zum Segen des Ostens und zum Hei-le des Vater-

landes-

Von unserm allverehrten Bundespräsidenten, Herrn Geheimen
Oberregiierungsrat von Ti-llg, war, wie der Berhanidlungsleiter
bekanntgab, ein Schreiben aus Würzburg eingelausen, in dem er mit-

teilte, dasz er wegen dringender«Behinderung zu seine-m lebhaften
lBedauern an der Bundestagung nicht teilnehmen könne, allen Teil-

nehmern herzliche Grüsze entbot und den Verhandlungen besten Ver-
lauf wünschte.
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Unter Hinweis auf den vorliegenden Jahresbericht (an dessen
reichen Inhalt wir noch zurückkommen)gab Bundespräsideiit G i n s ch e l
dann einen kurzen liberblick über

die Lage des Deutschen Ostbundes.
Er wies daran hin, dasz die Wirtschaftskrise und die ungeheure

Rot, die in den weitesten Kreisen des deutschen Volkes herrscht,
namentlichauch unter den Ostverdrängten, sich natürlich auch in der

Mitsgliederbewesgung des Deutschen Ostbundes geltend gemacht habe.
In grosserZahl haben Erwerbslose und Arbeitsunfähige von den Mit-

gliederbeiträgenganz oder teilweise befreit werden müssen. Andere

Mitglieder hasben sich abgemeldet oder einfach nichts mehr von sich
horen lassen, so dasz sie gestrichen werden mußten. Und so ist eine

Schrumpfungim Mitgliederbestandeeingetreten, die in manchen Orts-
gruppen groszer, in anderen kleiner ist, aber sich doch immerhin im

ganzen empfindlichbemerkbar macht. Frei-lich ergeben die Jahres-
berichte der einzelnen Ortsgruppen, dasz viele diesen Abgang durch
Werbung neuer Mitglieder mehr oder minder ausgeglichen haben; ja,
es gibt eine gar nicht kleine Anzahl von Ortsgruppen, die es verstanden
hasben,»dur«ch.besondersgeschickte Werbun.g, insbesondere auch unter
den E-i-nheimischen,ihren Mitgliesderbestand erheblich zu verstärken.

Von-den Ortsgruppen sind immerhin 40 eingegangen Dabei handelt
es .sich freilich zu-m-ei·"stum kleinere Ortsgruppen, die ohnedies seit
einiger Zeit mehr oder minder auf dem Papier standen und dsie haupt-
sächlichein-gegangen sind, weil durch Todesfall, Krankheit oder Verzug
der»bisherige ssüihrerausgeschiedenwar und nicht sofort dzurch eine

geeignete Persönlichkeit ersetzt werden konnte. Die Mitglieder sind
darum dem Deut-schen 0stbund nicht immer verloreng.egangen, sie haben
sichvielmehrzum Teil anderen benachbarten Ortsgruppen angeschlossen;
vielfach sind schlafen-de Ortsgruppen auch zu neuem Leben erweckt,
auszerdem sind 6 Ortsgruppen neu gegründet worden. Die Zahl der

Ortsgruppen betrug am Jahresschlusz 440. Rechnet man dazu noch·die

uns angeschlossenen Vereine und Ver-bände, so beträgt die Gesamtzahl
u b e r 5 0 0.

Die Zahl der Z r a u eng r u p p e n beträgt 67; ein-gegangen ist
im vergangenen Jahre keine einzige, wohl aber sind einige neue ge-
bildet worden·

Die Jugendbewegung ist durch Herrn Dr. Thiele neu in

slusz gebracht worden. Eine grosze Anzahl neue Jungscharen hat sich
im letzten Jahre aus unseren Ortsgru pen heraus entwickelt, und durch
das glänzend verlaufene erste Reichstreffenunserer Jung-
scharen in G ernrode hat unsere Jugenddewegung zweifellos
einen starken, neuen Auftrieb erhalten.

Redner ging dann kurz auf das Verhältnis des Deut-

schen Ostbundes zu den Behörden und Parlamenten
ein. Dieser Uberblick ergab, dasz sich nichts Wesentliches geändert hat.
Dann berichtete er über das Verhältnis des Bundes zu den
ander-en Osstverbänden, wobei er betonte, dasz zwischen den

Bundesleitungen meist freundschaftliche, in jedem Falle aber mindestens
korrekte Beziehungen bestehen, dasz infolgedessen mit den Verbänden

vielfach bei Kundgebungen zusammengewirkt werden konnte, und dasz «

auch im Lande überall zwischen den Landesverbänden und Ortsgruppen
des Deut-schen Ostbundes und den übrigen Untergruppen der Ostver-
bände und sonstigen landssmannschaftlirhen Organisationen ein gutes
Verhältnis besteht und dasz vielfach zwischen ihnen Arbeits-

gemeinschaften gebildet worden sind, die mit stärkere-m Erfolge
nach auszen hin austreten können. Dabei gab der Redner dem Wunsche
Ausdruck, dasz diese Beziehungen überall auch weiterhin mit besonderer
Sorgfalt gepflegt werden möchten und dasz, wo im Lan-de es an einem

solchen Zusammen-wirken der Ost- und Grenzlandverbände noch fehlt,
auf-Essen Herstellung besonderer Wert gelegt werden möchte.

Was die Tätigkeit des Bundes anlangt, so wies der

Redner auf die Entschädigungsfrage hin und auf die Arbeit

des Bundes, die zur endlichen Abgeltung der E m i g r a n te n st e u e r

geführt hat, sowie auf die erfolgreichen Bemühungen um Stillehaltiing
der Gläubiger gegenüber Geschäsdigten,die ihre Schuldbucheins
tragungen hasben beleihen lassen, ferner um die Auslösung ge-

fährdeter Loimsbarddarlehen dieser Art durch das Reich, ferner auf
die Tätigkeit zur Wiederaufrollung der Entschädi-
gungsfrage. Er beleuchtete dann in groszen Zügen die auszei-
ordentlisch usmfassende Arbeit auf kulturpolitisschem Ge-

biet, hob insbesondere die erste Ostdeutsche Rundflltlks
worhe und die Mitwirkung der Ostbundleitung dabei hervor sowie
die grosze Ostdeutsche Wanderausstelslung, die in Ham-
burg, Wittienberg, M-agdeburig, Halle usw. statfand und einen unge-

wöhnlichen Erfolg darstellte, ferner die auf Wunsch der Stadt Magde-
burg dirselbst veranstaltete grosze Schlesien-Ausstellung,
die ebenfalls überaus zahlreich besucht war und gleich den Ostdeutschen
WanderausstellunigenJbei Behörden, Presse und Publikum grosze An-

erkennung fand. Alle diese Ansstellungen hatten sich nicht nur eines

Mas.-senbesuches Erwachsener, sondern auch eines solchen
durch Schulkind er aus Stadt und Land zu erfreuen. Die weitere

manriöigfaltige
kulturpolitische Tätigkeit ergibt sich aus dem Jahres-

beri t.

Die Siedlungsgesellschaft Deutscher 0stbund habe
die allgemeine Wirtschaftskrise des vorigen Jahres gut überstanden
und kein-e Verluste zu beklagen, namentlichdeshalb, weil durch die von

ihr geübte Zurückhaltungbeim Ankaiifsgeischäsftwährend der Haupt-
krisenzeit sie von den Entwertungen, besonders des lebenden Inventars,
verschont geblieben sei. Die angesetzten Siedler skien fast ausnahms-
los aiif ihren Stellen, hätten natiirlich ihrerseits ebenfalls schwer wie



alle Landwirte unter dem Preisverfall zu leiden, so daß auch in ihrem
Siiteresse die Wiederherstellung der Ertragsfähigkeit der Landwirt-

srhaft im allgemeinen gefordert werden müsse.
Die Wohnungsbaugesellschaft Deutscher Ostbund

habe durch die Rotverordnungen iiber das Wohnungswesen bei den
Inhabern der über 600 Wohnungen, die sie erstellt habe, hinsichtlich
der Mieteii entgegenkommen miissen und habe dies infolge der behörd-
lichen Herabsetzung des Zinsfußes und infolge sonstiger eigener Maß-
nahmen auch gekonnt, ohne in Schwierigkeiten zu geraten. Bei der

G esellsch aft Aufba ukredit (Geschädigtenhilfe) sei es »ge-
lungen, die gewährten Kredite trotz der außerordentlichen schwierigen
Lage durchzuhalten und Zwangsniaßnahmen gegen Darleshnsnehnier zu

verhüten; auch sonst sei wertvolle treuhänderische Arbeit auf diesem
Gebiet geleistet worden.

ilber die Tätigkeit der sonstigen, dem Deutschen. Ostbund an-

geschlossenen oder nahestehenden selbständigen Gesellschaften und über

die Tätigkeit der einzelnen Abteilungen des Ostbundes gibt der Jahres-
bericht ein gedrängtes Bild. Hervorgehoben sei noch, daß die R echt-—

schutzabteilung im Laufe des Jahres sich aufgelöst hat. Be-

sonders umfangreich war die Tätigkeit unserer Beratungsstelle
für Vedräiigungsschäden, die hauptsächlich mit Anträgen
auf Rückzahlung der Emigrantensteuer und Beihilfenanträgen be-
schäftigt war, sowie unsere A ufw ertun gs abte i l u ng, die niit

der Aufwertuug deutscher Hypotheken in Polen und deutscher Spar-
kassenguthaben in Polen beschäftigt war.

Besonders erfreulich war der Erfolg der Kinderhilfe ini

abgelaufenen Jahr, d. h. des Zerienkinderaustausches mit

Polen. Es konnte nicht nur eine recht stattliche Anzahl Von Kin-

dern aus Deutschland nach Polen zum serienaufentshalt bei Ver-

wandten oder in Pflege-stellen geschafft, sondern vor allem deutsche
Kinder aus den abgetretenen Gebieten, insbesondere auch aus dem

Posener Land und Ostoberscl)lesien, während der Zerien in Deutsch-
land untergebracht werden, zum Teil in unserem ,,Haus Ostlaiid«·
in Vetschau, was nicht nur ihrer Gesundheit in überraschendemMaße
zugute kam, sondern vor allem ein seelisches Erlebnis für sie war,

das sie nie in ihrem Leben vergessen wer-den, eine Freude, die schwer
zu beschreiben isst und die man miterlebt haben muß, um zu wissen,
was ein solcher serienaufenthalt von Kindern, die im polnischen Land
und in polnischer Umgebung leben müssen,im deutschen Land bedeutet.
Redner wies dann noch kurz auf die Heimatspende und auf
sonstige Maßnahmen zur Unterstützung der deutschen Brüder und

Schwestern jenseits der Grenze hin und betonte, wie wichtig jede Für-
sorge gerade fiir die unter der in Polen besonders großen Wirt-

schaftsnot leidenden Deutschen im abgetretenen Gebiet ist. Er schloß
mit dem Ausdruck der Hoffnung, daß der Ostbund, wie auch die

Zeiten sich gestalten mögen, stark, kraftvoll und geschlossen
auch durch die nächsten Jahre zu bringen sein werde und daß er feine
Tätigkeit zum cWohle der 0"stm-ark und zum Heife des Vaterlandes

auch weiterhin und hoffentlich noch in verstärkterem Maße werde
ausüben können.

Herr Geheimrat Schmid trug als Bearbeiter der Zinanzange-
legenheiten des Deutschen Ostbundes die der Versammlung vorliegende

Rechnung für 1931

vor, indem er die einzelnen Posten erläuterte und darauf Mitteilungen
an die bisherige und künftige Entwicklung der finanziellen Verhältnisse
knüpfte. Gegenüber dem Voranschlag für 1931 war z. V. zu beachten,
daß die Bundesbeiträge vom l. Juli 1931 von 25 Pfennig aus
20 Pfennig herabgesetzt waren, daß die allgemeine Wirtschafts-
not auch an der Viundeszeitschrift ,,0stland« nicht spurlos vorüber-
gegangen ist, und daß eben-so die Einnahmen aus dem staatlich geneh-
migten Vertrieb von Künstlerpostkarten sowie die Ergebnisse aus den

Zinserträgen einen Rückgang erfahren mußten. Diese Misndererträge
sind durch Minderausgsaben, z. B. bei den Gehältern, zum Teil aus-

geglichen wvrden. Vei den Ausgaben für Kulturarbeit im engeren
Sinne wurden die Leistungen für Ansstellungen, Jugendarbeit und

anderes besonders erläutert und darauf hingewiesen, daß insgesamt
mehr als ein Drittel der eingegangenen Bunsdesbeiträge dafür ver-

wendet werden konnten. Rath lebhafter Erörterung und nach-dem die

Rechnungsprüfer ihren Bericht erstattet hatten, wsurde die Rechnungs-
legung für 1931 genehmigt und der Bundesleitung die Entlastung aus-

gesprochen.
Darauf erläuterte Herr Geheimrat Schmid den ebenfalls vor-—-

gelegten
Voranschlag für 1932,

aus dem hervorzuheben ist, daß eine weitere in den Verhältnissen be-

gründete Einschränkung der Gehaltsausgaben zu verzeichnen ist« Die
wesentliche Verbilligung, die bei dem Konto Hausverwaltung durrh
Umzug in die jetzigen Räume des Schutzbuudhauses entstanden ist, wurde

gern zur Kenntnis genommen. Der Haiushaltsvvranschlag wurde dann
in der vorgelegten svrm in Höhe von 173 800 RM. in Einnahmen
unsd Ausgaben mit der Maßgabe verabschiedet, daß der Posten Kultur-
arbeit noch durch eine-n größeren Betrag, der nötigenfalls den Rück-

lagen zu entnehmen ist, verstärkt werden soll, um angesichts des ver-

schärften Grenzkampfes eines erhöhte Werbetätigkeit für die Ver-

folgung der Ziele des Ostbundes durchführen und die hierfür ent-

steheiiden Sachasusgaben decken zu können.
Im Anschluß hieran sprach Herr Ginschelim Ramen der Versamm-

lung Herrn Ge-heimrat Sch mid für die im letzten Kriisensahr besonders
schwierige und verantwortliche Kassenfiihrung herzlichen Dank aus.

serner dankte er allen Mitarbeitern in der Bundesleitung, allen Ab-
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teilt ngsleiterii nnd Angestellten fiir ihre Hingabe in schwerer Zeit und

eben-soallen in der Organisation ehreiianitlich tätigen Männern und

Italien, wie auch den Leiterii der stauen- und Jugendgruppen für ihre
verdienstvolle, selbstlose, tatkräftige und erfolgreiche Unterstützung der

Bestrebungen des Bundes.

Als Rechnungsprüfer für das künftige Jahr wurde Herr
Kattau-Berlin wieder-, Herr Landessekretär Becher-Stettin
neugewählt. -

Es folgte nun eine längere zusamnieiifassende
Aussprache .

über die bisherigen B·erat-ungsgegenstände,also über die aktiuellen

Ostfragen und uber die Lage des Deutschen Ostbundes und seine
Tätigkeit. öm Anschluß daran wurden einstimmig die nachstehende-i
Entschließungen angenommen:

Entschließungzur Memelfrage.
Wir stellen mit herzlichem Dank und großer Freude den un-

gewöhnlichenErfolg des memelländischenDentschtums bei der letzten
Landtagswahl fest. Wir erblicken darin die mutige Entschlossenheit
der dortigen Volksgenossen, in größter Drangsal und trotz großer
drohender Gefahren erst recht an ihrem Volkstum festzuhalten. Wir

stellen die unverbriichliche Volks- und Kulturgemeiuschaft des deut-

schen cBiolkes mit dem memelländischenDentschtum fest und geloben
diesem auch in Zukunft unverbriichliche Treue und tatkräftige Unter-

stühung. i

Wir proteftieren erneut auf das schärfstegegen die unerhörte und

angesetzliche Vergewaltigung des memelländischenDeutschtums durch
Litau-en, fordern von der Deutsch-en Reichsregierung, die ihrerseits an

die Atemelkvnvention nicht gebunden ist, daß sie die berechtigten
Interessen des memelländischeuDeutschtums auf der Grundlage des

Memelstatuts mit allen zulässigenMitteln schützt,und verlangen, daß
den Riemelländern das Recht der Selbstbestimmung in

sorm einer unabhängigen Volksabstimmung aller einheimsischen, ver-

triebeneu und abgewanderten Memelländer über die zukünftige
Staatsangehörigkeit ihrer Heimat eingeräumt wird.

Entschließungzur Korridorfrage.
Die in Berlin tagende Vundesversammluug erhebt vor aller

Welt erneut nachdriicklichften Einspruch gegen die in letzter Zeit
rücksichtsloser denn je durchgeführte Entdeutschnng des ehemaligen-
deutschen Ordenslaudes, des heutigen Weichselkorridors, durch Polen,
insbesondere gegen die mit allen Mitteln betriebene wirtschaftliche
Entwurzelung und Vertreibung seit alten Zeiten dort ansässiger
deutscher Familien, gegen die Fortsetzung der einseitigen Anwendung
der polnischen Agrargesetze gegen deutsche Grundbesitzer, gegen die

jeder Gerechtigkeit hohnsprechende Zerstörung des deutschen Schul-
wesens und die rücksichtslosePolonifiernng sämtlicher kulturellen

Einrichtungen Sie fordert, daß endlich der Schutz der deut-

schen Minderheit im ganzen abgetretenen Ostgebiet, ins-

besondere auch im Korridorgebiet, durchgeführt und daß bei der

bevorstehenden Revision des Versailler Dik-
tats und der Reugestaltung der Verhältnisse Europas das Unrecht
im Osten wieder gutgemacht und die Deutschland im Osten eutrisseuen
Gebiete zurückgegebenwerden. Rie kann und wird Zriede in Europa
sein, ehe nicht die sinnlose Zerreißung des deutschen Reichsgebietes
und die Abschneidung Ostpreußens und Danzigs vom Vaterlande

beseitigt sind.

Entschließunggegen die polnischeu Raubgeliiste.
Die Bundesversammlnng stellt mit tiefster Besorgnis die großen

Gefahren fest, die Oslpreußeu, Oberschlesien und anderen
Teilen des Reiches, sowie dem zu Unrecht vom Reiche losgerissenen
s r e i ft a at D a n z i g von polnischer Seite drohen. Der Versuch,
Danzig durch sGdingen wirtschaftlich zum Erliegen zu bringen, die
mit allen Mitteln betriebenen direkten Polonisierungsversuche in

Danzig, die von großen englischen Zeitungen enthüllte Absicht,
Danzig durch reguläres polnisches Militär oder organisierte
polnijche Zreischaren zu überfallen und dauernd dem politischen
Staate einzuverleibeu, die offen ausgesprochene Absicht polnischer
Führer aus Einverleibung der vom Deutschen Reiche durch den

Weichselkorridor abgeschnittenen Provinz Ostpreußen und die nicht
minder offen verkündete Absicht der polnischen Propaganda, das

polnische Reich b i s zu r O d e r zu erstrecken, bedeuten nicht nur

eine dauernde Beunruhigung der ganzen Ve-

völkerung des deutschen Ostens und damit eine töd-

liche Vedrohung der ohnedies besonders schwer
daniederliegenden oftdeutschsen Wirtschaft, son-
dern auch eine brennende Gefahr für das ganze

Deutsche Reich und das gesamte deutsche Volks-
t u m.

·

Die Bundesversammluug weist ferner auf die ernste Gefahr
hin, die die unausgesetzten polnischen Bemühungen, d i e W e l t -.
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meinung über die deutsch-polnischen Verhält-
nisse zu täuschen, hervorrufen. Sie weist·mit Entriistnng
insbesondere aus die Versuche des Klavierkiinstlers P ad e r e wski,
des eigentlichen Urhebers des polnischen Umsturzes in Posen, hin,
die er auf feiner gegenwärtigenKonzertreise durch Amerika unter-—

nimmt, durch cAnsprachen und Publikationen Amerika und die

übrige Welt in den Glauben zu versetzen, die uns sentrissenen Ost-
igebiete und die von Polen geforderten weiteren deutschen Gebiete

seien nrpolnisches Land.

Die Vundesversammlung weist ferner auf die Gefahr fiir den

Weltfriedsen hin, die in der unausgesetzten militärischen

-Anfriistnng Pol-en s nnd in seiner Militarisierung der vater-

ländischenVereine auch der Jugendverbände,einschlieszlichder Frauen,
lFliegt. Sie fordert, dasz diesem verderblichen Treiben durch Ve-

Zschliisseauf der Abriistungskouferenz in Genf ein Ende gemacht
wird. dafz die Reichsregisernng auf dieser Konserenz auch weiterhin
die Gleichberechtigung Deutschlands mit den

übrigen Mächten mit allem Aachdrnck vertritt nnd dass, so-
lange diese Gleichberechtigung praktisch nicht hergestellt ist, sie auch
ihrerseits ganz besondere siirsorge auf die Ertiichtigung der

deutschen Jugend legt.
Der Vundesleitung wird von der Vnndesversammlung die Ver-

pflichtung auferlegt, ihren ganzen Einfluss in diessemSinne dauernd

geltend zu machen und auch ihrerseits innerhalb ihres Wirkungs-
jkreises die Ertiichtigung der Jugend sich nach Maßgabe der vor-

handenen Kräfte nnd Mittel ganz besonders angelegen sein zu lassen
und dabei insbesondere auch den etwa nötig werdenden Abwehr-
kampf im Osten im Auge zn behalten.

Entschlieszung zur Ostsiedlungssrage:
«

Die Vundesversammlung nimmt mit Erschiitterung Kenntnis von

ldem katastrophalen Zusammenbrnch der deutschen
Landwirtschaft im Osten und von der Unmöglichkeit, im

zRahmen der bisherigen Osthilfe diese Katastrophe zu verhüten
oder wenigstens auf ein erträgliches Masi zu beschränken. Da das

weitere Versagen der Kaufkraft der ländlichen Bevölkerung auch
de n R uin de r Städte im Osten zur Folge haben musi, fordern
wir von Regierung und Staat, Parlament und Volk dringend die

unbedingt notwendige weitere Hilfe fiir die Landwirt-

schaft nnd damit fiir die gesamte Wirtschaft des

deutschen Ostens.
Wir verlangen ferner Maßnahmen, die einen wirksamen Schutz

dasiir geben, dasz nicht die ländliche Siedlungsarbeit in den östlichen

Grenzgebiexen durch polnische Gegenarbeit auf dem

Grundstürksmarkt beeinträchtigt wird. Eine verstärkte

Ostfiedlung ist nach wie vor die wichtigsteVoraussetzung fiir
jede Ostpolitik. Für ihren Erfolg ist eine besonders so rgfä ltige
Auswahl der Siedler notwendig. In den Reihen unserer
;Mitglieder, namentlich auch im westdeutschen Industriegebiet, be-

finden sich tüchtigeSiedlnngsbewerber, denen auch bei beschränktesten
Eigenmitteln die Wiederansetzung im Osten ermöglicht werden musi,

Lweilsie mit den Verhältniss-en des Ostens von früher her vertraut

und auch sonst besonders geeignet sind.

. lEin-gehendwurden hierauf die eingegangenen Anträge beraten. Da
die Wahlzeit der jetzigen beiden Vundespräsidenten im nächsten Jahre
nbläust, wurde auf Vorschlag der Landesverbände Hannooer-Vraun-
schweig und Sachsen-Anhalt zur Vorbereitung der Präsidentenwahl
ein Ausschusz eingesetzt, in den gewählt wurden die Landesverbands-

vorsitzenden Konrektor Vater-VerlisnsFriedrichshagem Ehefredak-
teur Dehler-Elbing, Gymnasialdirektor a. D. Liman-Halle,
sinke-Hamburg und Wendt-Franskfurt a.M. Durch die An-

nahme dieses Antrages wurde eine Anzahl weiterer Anträge für er-

ledigt erklärt.
"

Eine andere Gruppe von Anträgen betraf die künftige Zusammen-
setzung des Gesa·mtpräsidiuins. Dazu teilte der Verhandlungsleiterzu-

nächst die vom Vundesvorstand vorgenommene Ersatz-wohl initz durch
die Herr Oberlandesgerichtsrat Dr. ThiemesEelle neu in das

.«Präsidinmgekommen ist. Ferner wies er hin auf den Veschlufz des

THauptvorstandes, dafz Herr Dr. Eshieile als- Reichsjugendführer zu

den Veratungen des Präsidisums, die Angelegenheiten der Jungscharen
betreffen, zugezogen werden soll. Ein Antrag des Landesverbandes

Sachsen-Anhalt, wonach künftig die Landesverbände in fünf Wahl-
Jgruppen zusammengeschlossenwerden sollen, unsd zwar so, dafz jede
Gruppe einen Vertreter in das Vundespräsidium entsendet und dalz
dieser Vertreter jedes Jashr von einem anderen Landesverband ge-

stellt wird, so dafz jeder Landesverband die Aussicht hat, zeit-
weilig im Vsundespräsidium vertreten zu sein. wurde einem Aus-

schufz überwiesen, bestehend aus den Herren Oberlandesgerischtsrcit
Dr. ThiemesEelle, Verlagsdirektor Cettenborn-Landsberg
an der Warthe und Rektor VluntsPotsdani. Dieser Ausschufz soll
die Frage, wie die Zusammenlegung der einzelnen Landesverbände am

zioeckniäfzigstenzu erfolgen hat, eingehend prüfen und der nächsten

YundesoersammlungVorschläge machen.
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Diejenigen Anträge, die eine weitere Herabsetzung des Vundes -

b e i t r a g e s forderten, wurden mit Rücksichtdarauf, dafz die Bundes-

beiträge erst iii der letzten Vundesoersamimlung von 25 ausf 20 Pf. je
Kopf und Monat herabgesetzt worden sind, abgelehnt, nachdem die
Gründe der Antragsteller in vollem Umfang ernstlich gewürdigt worden

waren, die Gegengründe aber als durch-schlagend angesehen wurden.

Alle Anträge, die Satzungsänderungen betrafen, wurden

ausf Vorschlag des Hauptvorsstandes der Vundesleitung zur Berück-

sichtigung überwiesen; einmal im Hinblick darauf, dafz die neue

Satzung erst im vorigen Jahr beschlossen und vor kurzem erist vom

Registerrichter genehmigt worden ist, zum anderen aber im Hinblick
auf die zwingenden Fristvorschriften des § 18 der neuen Satzung. Um
letzterem Rechnung zu tragen, wurde zugesagt, dafz künftig die Ein-

sladungen zur Vunsdestagung 6 bis 8 Wochen vorher erfolgen sollen.
Dabei wurde daraus hingewiesen, dafz Anträge auf Satzungsände-
rungen von Landesverbänden jederzeit im Laufe des Jahr-es für die

nächste Vundesstagung eingereicht werden können; je früher das ge-

schieht, usm so besser ist es. Vor der nächstenVundestsasgung wir-d eine

Reuprüfuing der Satzung in die Wege geleitet werden, bei der die

eingereichten Anträge nach Möglichkeit berücksichtigt werden sollen.
worauf der Entwurf der abgeänderten Satzung den Landesverbänden

vorher rechtzeitig zuigeleitet werden soll.
Andere Anträge, die sdie Finanzwirtschaft des Bundes, die

Förderung der Kulturarbeit sowie der Frauen- und Jsugendarbeit, das·
Siedlungsivesem die Entschädigungsfrage usw. betreffen, wurden, so-
weit sie nicht durch bereits giefaszte Veschslüsseerledigt waren, ange-
nommen. Die Aussprache darüber ergab viele beherzigenswerte An-

regung-en für die Arbeit der Vundeszentrale sowie der Landesver-
bände und 0rtsgru-ppen.

über die kulturpolitische Arbeit

sprach Herr Dr. Franz Lüdtke. Er zeichnete in groben Linien
die Aufgabe, die Sendung, die geschichtliche Mission, die der Deutsche
Ostbund zu erfüllen .und durch-zuführenhat. Der Deutsche Ostbund
ist nichts Zufällig-es, sondern aus Rot und Notwendigkeit erwachsen.
Richt die Tatsache des Verlustes weiter Ostgebiete und der Ver-

drängng einer Million Deutscher genügt, seine Vedeutung zu er-

klären. Vielmehr mufz er sich bewuszt eingliedern in das vieltausend-
jährige Ringen um den deutschen 0straum, mufz der starke Träger
der vieltausendsjährigenOstidee sein. Das gibt jedem, der dem Vunde

angehört, seine persönliche Aufgabe und mit ihr einen persönlichen
Wert. Das läfzt aus einem blofzen »Verein« einen »Vund« ent-

stesh-en. Ein »Verein«, in dem sich Leute um irgend-welcher Dinge
willen vereinen, läuft leicht wieder auseinander und zerfällt, wenn

krisenhafte Zeiten ihn erschüttern oder Mifzhelligkeiten ihn zermürben;
dein ist er nicht gewachsen, denn seine Mitglieder sind nicht von der

zwingenden Idee beseelt, die ein ,,Vund«, eine Schar von Verdundene"n,
Verbündeten besitzt. Idee des Ostbundes kann nicht eine Vertretung
noch so notwendiger, aber doch vorübergehender, zeitlicher Interessen
sein; Idee des Ostbundes ist der Gedanke, der Wille: das deutsche
Volk im 0straum zu Leben und weltgestaltender Kraft zu führen. Ohne
den 0straum kein erwachendes Deutschland, weder vor tausend Jahren
noch heute. Richt um des Ostens, sondern um Deutschlands willen

ist uns das 0stland notwendig. Wieder zeichnete der Redner die

dreifache Ostmark, in der und für die wir arbeiten müssen: Das weite

0stland aufzerhalb unserer Reichsgrenzen vom baltischen Meer bis

Siebenbürgen; die uns verbliebene, gefährdete Ostmark östlich der

Oder und jenseits des Korridors; endlich dasv Ostmarkentiusm und das

für die 0staufgabe zu gewinnende Deutsrhtum im Reich und in aller
Welt. Das praktische Wirken des Ostbundes gilt dieser dreifachen
Ostmark, und jedes, auch das bescheidenste Stückchen Kleinavbeit, ist
nur vorn Boden unserer grofzen geschichtlichen Ainfgabe aus zu ver-

stehen und zu leisten. Dasz in der heutigen Zeit der Umschichtung, der

Entscheidungen Kulturarbeit nicht blofz theoretisch, nicht blofz oerstands-
mäfzig getan werden kann, sondern dafz sie Kampf sein inus dafz der

0stgedanke ein Kampfgedasnke, ein Lichtgedanke, ein Vefreiungss und

Erlösungsgedanke ist, dafz der 0straum in jahrtansendlanger Volks-

tsnmsgestaltuiig zu neuem Menschentum emporleitet, das zeigte tder
Redner unsd langjährige Kulturführer unseres Ostbundes an einer

Fülle von Einzelheiten, denen die Juhörer mit immer steigender
Spannung folgten. Der begeisterte Veifall, in idem schlieleich diese
Spannung sich löste, als Dr. Lüdtke asbschliefzendvon dem Adel des
Grenzinarktums und seine-r Verpflichtung sprach,·bewies,dasz die

grofze Aufgabe erkannt und in aller Herzen lebendig geworden war-

Vundespräsident Ginschel dankte Herrn Dr. Lüdtke in

warmen Worten für seine inhaltreichen Ausführungen, von denen hier
nur die Hauptgedanken kurz wiedergegeben sind« und in denen-er

wiederholt Vezug nahm auf eine Denkschrift über unsere Kulturarbeit,
die er vor kurzem den Landesverbänden hat zugehen lassen, so dasz er

von der Wiederholung ihres Inhaltes absehen konnte.

Herr Dr. Chiele ging im Aiischlusz daran auf Einzelheiten der

praktischen Arbeit der Kulturabteilung des Deutschen Ostbundes ein
und berührte die Fragen der Kulturwerbung und des Wirkens für«
die Ostmark seitens dersLandesverbände und 0rtsgruppen, führte
besonders gelungene und erfolgreiche Veisspiele solchen Wirkens an,
betonte die Wichtigkeit einer steten, engen Verbindung mit der Presse
und gab dafür, wie auch für andere Fragen des praktischen Wirkens

eine Reihe bemerkenswerter Anregungen. Seine Qlusführiingeiiwurs
den ebenfalls mit lebhaftem Veifall ausgenommen.
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über die Juuglchakarbeit
berichtete in leiiier Eigeiilchaft als Reichsjugendführer des Deutlcheii
Oltbundes ebenfalls Herr Dr. Thiele. Er gab einen kurzen Uber-

blick über den Stand der Junglrharen-0rganilation im DeutlchenOft-

bund, hob hervor, in welcher erfreulichen Weile neuerdings die Jung-
lcharbewegung lich entwirkelt habe, wies auf das erlte Reichstreffen
der Oltbundjunglcharen in Gernrvde hin und betonte, in wie inniger
und fefter Weile lich dort die Vertreter unlerer Junglcharen aus dem
ganzen Reiche zulammengelchlollen und von wie ltarkem»Gemein-
lamkeitsgeift lie beleelt leien· Er legte dann die hauptlarhlichlten
Grundlätze dar, von denen er lich in der Führung der Junglcharbewe-
gung leiten lalle, und bat, dafz alle Laudesverbände und Ortsgruppen
lich der Wichtigkeit der Heranziehung aller Jugendlichen in die Jung-
lcharen bewufzt leien, dafz "li.e die beltehenden Junglcharennach»Mog-
lichkeit fördern und da, wo Jsunglrharen noch nicht vorhanden find, auf
die Gründung lolcher bedacht lein möchten. Der lebhafte Beifall, den

auch diele Ausführungen fanden, bezeugte die allgemeine Jultimmung
Den von der Bundesleitung entivorfenen, vom Gelamtprälidium

und Hauptvorltand genehniigteii R ichtlinien für die J ugend -

arbeit wurde zugeltimmt. (Die Richtlinien gehen demnächlt allen

Ortsgruppen zu.)
Hin Anlrhlulz daran erfolgte die einltiinmige Annahme der nach-

fiehenden

Eiitlchlielzung über die Förderung der Jugendarbeit im Dentlcheu
0ltbuud:

»Die Bundesverlammlung hat mit Dank Kenntnis genommen
von dem glänzenden Verlauf des erlten Reichstreffens der Jung-
frharen des Deutslrhen Osltbundes in Gernrode. Sie betont, dafz
die Heranziehung der deutlchesn Jugend in die Aufklärung für die

Bedeutung der Olrfragen eine der wichtigsten Aufgaben des Oft-
bundes ilt, usnd macht es allen Ortsgruppen zur Pflicht, dieler Auf-
gabe ihre beilondere Aufmevkilamkeit zuzuwenden, auf die Bildung-
neuer Jugend- und Jünsgltengruppen bedacht zu« leiii und deren

Tätigkeit iiiit liebevollem Wohlwollen zu fördern.
Der kraftvoll ausfltrebkenden Grmeinilrhaftsbewegimgder oft-

deutilchen Jugend im Deutlchen Oltbund ein herzlirhes Gslurkaiifl und

Oltheill«

Uberdie Mitarbeit der Frauen
hielt Frau Frieda Lanzke, die verdienltoolle Vorlitzende der
Frauengruppen im Landesverband Berlin-Brandenburg, ein ein-

drurksvolles Referat.
Sie betonte, wie ltark auch in den oltdeutlcheii Frauen das leelilrhe

Bedürfnis vorhanden ilt, lich im önterelle der alten Heimat zum

Rutzen des Vaterlandes im Sinne der heute wieder lo eindrucksvoll

vorgetragenen Beltrebungen des Deutlrhen Oltbundes zu betätigen.
Der belte Beweis dafür lei, dalz lirh die oltdeutlchen Frauen in den

Ortsgruppen des Deutilchen Oltbundes meilt aus eigenem Antrieb lchon
in zahlreichen Fällen zu Frauendienltgruppen zulaiiimengelrhlollen hätten
und dadurch im Rahmen der Oltbundgruppen wertvolle Arbeit leilteten.
Es werde gewilz für die Frauen einen ltarken Anlporn zu weiterer Be-

tätigung bilden, dafz Herr Biindesprälident Ginlchel in feinem
Referat über die Lage des Deutlrhen Oltbundes gelagt habe, manche
Ortsgruppenoorlitzenden hätten ihm mitgeteilt. dafz bei ihnen in den

Frauengruppen ein ltärkeres Leben herrlche als in der Ortsgruppe
lelblt. Freilich leien die oltdeutlchen Frauen vielfach nicht gewöhnt,
in der Offentlichkeit hervorzutreten und lie hätten deshalb eine ge-

wille Scheu, lich als lelbltändige Gruppe zu betätigen, in eigenen Ver-

anltaltungen hervorzutreten ulw. Diele Scheu müfzten ihnen die Orts-

gruppen überhinden helfen. Das gelchähe am belten dadurch, dafz man

die Bildung der Frauengruppen nicht, wie es mancherorts der Fall lei,
erlchwere, londern erleichtere, dafz man den Frauen nach Möglichkeit
entgegenkomiiie und lie zu der Arbeit, zu der lie belonders gelchirkt
leien, heranziehe. Dazu gehöre in erlter Linie die Arbeit an der

Jugend. »Die Jugend bekommen Sie lchwer oder gar nicht, wenn

öhnen dabei die Frauen, die Mütter nicht helfen.« (Lebhafte Zu-
ltimmung.) Weiter liegt den Frauen belonders die Fürlorge. Wenn
es gilt, Alleinltehende, Alte— und Kranke in ihrer Wohnung aufzu-
luchen, um ihnen mit Rat und Tat beizuftehem in taktvoller Weile
Erniittelungsen über die Verhältnille lolcher Perlonen a-nzultellen, um

in Entlrhädigungs- und Fürlovgelachen befürwortend auftreten zu
können, wenn es gilt, einfachen, in Rot befindlichen Frauen, die ein
Kind erwarten, eine Säuglingsausltattung zu ltiften, Wöchnerinnen
beizuftehen, Kinder zu betreuen, bei den Wohlfahrtsämtern erhöhte
Zuwendungen zu erkämpfen, dann leien in vielen Fällen die Frauen
iinerletzlirh. Ratürlich lei es gut, wenn z. B. bei den Wohlfahrts-
ämtern die Ortsgruppen die Tätigkeit lolcher Fürlorgerinnen unter-

ltützen. Ganz belonders wichtig lei die Mitwirkung für die Durch-
führung der Kin d er h ilfe (Austau-lch deutlcher Ferienkinder mit den

abgetretenen Oltgebieten), ein wichtiges Werk, an dem lich alle Orts-

gruppen beteiligen lollten. Bis jetzt lei die llnterkunft von 70 deut-

lchen Kindern aus Polen während der Ferien in Deutschland gesichert.
Aber auch über das rharitative Gebiet hinaus könnten die Frauen
den Ortsgruppen wertvolle Dienlte leilten. Ziehe man lie bei der Vor-

bereitung von feltlichen Veranltaltungen zu, nicht nur, wie das überall
wohl geschehe, bei den Weihnachtsbelcherungen, londern auch bei
Stiftungsfelteii, Ausflügenulw., lo werde das licher nicht zum Schaden
des Gelingens dieler Veranltaltungen und ihres materiellen Erfolges
lein. Veranltalte eine Frauengruppe für die Ortsgruppe den Mutter-
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tag, eine Adoeiitsfeier oder eine ähnliche Veranltaltung, durch die

oltmärtilrhe Sitten und Gebräuche zu Ehren gebracht werden, lo werde
das auch den männlichn Teilnehmern, wie die Erfahrung beweisle, eine
innere Erhebung gewähren und den Julammenhalt unter den Lands-
leuten feltigen. Auch lvnlt lei es auf der Hand liegend, dafz, je mehr
die Frauen lich an eine Ortsgruppe gefellelt fühlen, lie auch das Inter-

elle der Männer am Bundesleben lebendig erhalten. Daf- daneben
die Frauen öfter, wenn nicht gar monatlich einmal. unter lich zu-

lanimenkommen, lei naheliegend und habe lich in vielen Ortsgruppen
für die Pflege des landsmannlrhaftlichen Geiltes glänzend bewährt.
Der Werbung für das ,,0ltland«, dem Vertrieb des Oltdeutlrhen
Heimatkalenders, der Künltlerpoltkarten und Briefverlchlulzmarken des

Deutlrhen 0ltbusndes werde lich die Frauenwelt ltets auch gern und
mit lichereniErfolge unterziehen, wenn lie in ihren Frauendienlts
gruppen ltandig dazu angefeuert und auf die Bedeutung eines lolrhen
freiwilligen Hilfsdienltes für den Deutlrhen Oltbund hingewielen wer-

den. Vor alleni aber leien die Frauen in ganz belonderem Mal-e ge-
eignet, auch in die einheimilchen Kreile der Bevölkerung Aufklärung
über die Oltfragen zu tragen. und lv mitzuarbeiten an den großen
Zielen des Deutlchen 0ltbundes. Dafz diele Frauenmitarbeit eine

meer lebendigere werde, lo dalz bald keine Ortsgruppe mehr ohne
Frauendienlt lein werde, und dalz die Mitarbeit der Frauen im Olt-
bund in immer ltärkerem Mafze organiliert werde und auch durch ent-

lprechende Vertretung in den Organen des Vundes zum Ausdruck
komme, das war der herzliche Wunlch, mit dein die Rednerin ihre
temperamentvolleu,lebensklugen Ausführungen lchlofz. Der geradezu
lturmilche,anhaltende Beifall, den diele fanden, bewies die allgemeine
Zultimmung und zeigte, wie lehr die Rednerin den richtigen Ton ge-
troffen und allen aus dem Herzen gelprochen hatte, was Bundespräli-
dent Ginlchel in leinen herzlichen Dankesworten, die er an die
Rednerin richtete, unterltrirh, indem er zugleich dem Wunlrhe Aus-

drukk gab, dafz alle Beteiligten diele Ausführungen beherzigen und
die Frauenarbeit nach Kräften fördern und etwa dagegen noch be-
ltehende Vorurteile bekämpfen möchten, damit immer mehr Orts-
gruppen lich der Mitarbeit der Frauendienltgrupven erfreuen und die
Frauen lich lo in noch verdienltoollerer Weile im önterelle Mieka
alten«Heimat und der Zukunft unleres Vaterlandes betätigen können,
als lie es bisher lchon getan haben.

Entlchlielfung über die Förderung der Frauenarbeit
im Deutlchen 0ltbund:

»

Die Bundesverlammlungnimmt mit Genugtuung davon Kennt-
nis, dafz immer mehrOrtsgruppen des BundesFrauesngruppe n

zur tatigen Mitwirkung in den Oltfragen und auf dem Gebiete der

Fuvlorsgiegrün-den. Sie erachtet es als eine Ehrenpflicht der oft-
deutslchenFrauen, lich überall zu Frauendiensltgruppen zufammen-
zulrhliefzen,und als Pflicht der 0-rtsgruppen, die Gründung neuer

Frasuendieniltgruppenund ihre Tätigkeitin jeder Hinlicht zu unter-
ftritzen Diele Tätigkeit lvll lich in englter Anlehnung an diejenige
der Ortsgrusppen und Landesversbände abfpielen. Die Frauen als

Hüter heimatlicher Sitte und Kultur, als Pfleger oltmärkilchen
Geilties in der Familie, mülfen in treuer Gemeiirlrhaft mit den

Ortsgruppen dafür lorgen, dalz alle Kreiile des deutlchen Volkes

endlichzu der Erkenntnis kommen. dafz die größte Tat der Gelchichte
des deutlcheii Volkes, »das Werk der Oltkolonitlatiom nicht ver-

fallen darf, fondern neu aufgebaut werden mirlz und dafz Oltnot
in Wahrheit Reichsnot iftl

öm Anlchlufz an diele Vorträge entwickelte lich eine lebhafte
Auslprache

überKultur, Frauen- und Jugendarbeit im Deutlchen 0ltbund, an der
lich viele der Anwelendenbeteiligten, und die lo viele praktilche An-

regungen und Winke ergab, dafz allleitig der Genugtuung über das
Gehorte Ausdruck gegeben wurde.

über die Wiederaufrvlluiig der Entlchädignngslrage

lprach»BiundesprälidentGinlchel. Er gab zunächlt einen kurzen
Uberblirkauf die Abwicklung der Schlulzentlchädigung,die norh im

Gange -ilt, und betonte, dalz nach einer beltsismmtenamtlichen Auskunft
von den dafür· in Auslicht genommenen Beträgen in bar und iir

Schuldbucheintragungenlei-der wenig oder nichts übrigbleiben wird,
nicht zuletztdadurch, dalz infolge der dehnbaren geletzlichenBestimmungen
aus dielewMitteln auch Entlchädigungsanlprücheabgegolten worden

lind, an die man in der Arsbeitsgemeinlchaft bei der früheren Er-
rechnung vorauslichtlicher iiberfrhüflenicht hatte denken können. Vor-

ltelslungender Arbeitsgerneisirlchaftgegen die Heranzisehung der Mittel
fur die Schlukzentilchädigungfür diele Entlchädiigungszwerkelind er-

gebnislos geblieben Redner wies dann hin auf die Mitwirkung des
Deutfchen Oltbusndes zur Erzielung einer grundlätzlichenEntlcheidung
über die Frage, ob die Emigrantenlteuer unter das deutlrh-
polnilcheLiquiådationsabkommenfalle. Auf das diele Frage bejahende
Urteil des Reichswirtlchaftsgerichts vom 6. März 1932 hin wurde die
feit Jahren erltrebte Regelung der Rückzahlung der Emis

grantenlteuer, die nunmehr durch das Reich erfolgt, erzielt.
Die thverordnung, durch die diele Regelung erfolgt i-lt, hat zwar nicht
entfernt alle berechtigten Wünlrhe der Gelchädigten erfüllt, hat aber
doch vielen Verdrängten in grölzter ·R.vt eine mehr oder minder

grobe Hitfe geleiltet, ja manche geradezu vor dein wirtlrhaftlichen Ruin
errettet. Redner wies weiter hin auf die erfolgreichen Bemühungen
des ,Qlt-bundesund der anderen Gelrhädigtenverbände, durch das



Reichsfinanzminissterium eine Stillehaltung seitens der Baiiken
und Sparkassen,die Schu«ldbucheintragungen belieben haben,
zu erreichen, in der Zeit, als der Kurs der Reichsschuldbucheintraguiigen
fortgesetzt sank und ein Verkauf dieser Schuldbucheintragungen seitens
der Darlehnsgeber einen groszeii Vermögensverliust für die Darlehnss
inehmerbedeutet hätte. Auskerdem sei es der Arbeitsgeineinschaft der

ItGeschädigtenverbitindegelungen, das Reichsfinanzniiuisteriuni zur Her-

Igabevon Mitteln zu beweg-en, um in solchen Fällen, in denen Banken

kundSparkassen die Stsillehaltung nicht weiter aufrechtershailten konnten,
die fraglichen Darlehnsgeschäfte auf das Reich zu übernehmen.
kAuschdadurch ist in vielen schwierigen Fällen geradezu eine Rettung
der wirtschaftlichenExistenz der Verdrängten und Liquisdationss
’ge-schädigtenerreicht worden. Die dafür zur Verfügung gestellten
zMittel seien jetzt leider aufgebraucht. Hoffentlich würden infolge
seiner von uns gegebenen Anregung weitere Mittel hierfür zur Ver-

fugung gestellt. Ein von der Arbeitsgemeinsrhaft gestellter Antrag,

LauchMittel zur Reubeleihung von Schuldbucheiutrass
gnug en zur Verfügung zu stellen, habe wegen der Geldnot bis jetzt
Tskeine Berücksichtigung gefunden. ön diesem Zusammenhang wies

Redner dann noch kurz hin auf die Bemühungen der Ostbundleitung
;bei den zuständigenReichs- und Staatsbehörden und dem Börseu-

jkommissayuin in den kritischen Zeiten einen allzu starken Kurssturz
Tder Schuldbucheiiitragungenzu vermeiden, Bemühungen, die ja be-

kanntlich einen gewissen Erfolg gehabt haben.
» «"

Ferner konnte Redner darauf hinweisen, dasz die Arbeitsgeinein-
lchaft sich gleich nach der Wahl des neuen Reichstages eine Eingabe
;an Herrn Reichstagspräsidenten Löbe gerichtet hat mit der Bitte,
auch im neuen Reichstag wieder einen Entschädigungsans-

Jjbusi zu bilden. Während maszgebende Kreise ursprünglich auf dem

sdtandpunkte standen, dasz bei der vorgeschrittenen Abwicklung des

Entschtadigungswesensein solcher Ausschusz nicht mehr erforderlich sei,
hat die Arbeitsgemeinschaftnachgewiesen, was auf dem Gebiete der

Entschädigungnoch alles zu erledigen sei und wie sehr zum Schutze der

Interessen der Geschädigten auch im neuen Reichstag ein besonderer
AUSthuszfür die Verdrängten- und Liquidationsgeschädigtennot-
ivendig ist. Der Reichstag hat erfreulicherweise die Gründung eines

solchenAusschusses beschlossen. Die Arbeitsgemeinschaft hat sich mit

diesem Ausschuszalsbaldin Verbindung gesetzt und erreicht, dasz auch
»der iieue Entschädigungsausschuszsich einstimmig auf den Standpunkt

der früheren Reichstagsentschlieszung gestellt hat. wonach die Regie-
rung mit allen Mitteln ver-suchen soll, bei der endgültigen
Regelung der Reparationsfrage eine Erhöhung

lderungenügenden Entschädigungssätze des Kriegs-
Hschadenschluszgesetzes zu erwirken. Der Ausschusz hat
demgemäszauch seinerseits ein solches Ersuchen an die Reichsregierung
gerichtet, was einen sehr erfreulichen ersten Erfolg hinsichtlich der

,.Wiederaufrollung der — Entschädigungsfrage be-

deutet. Die Arbeitsgemeinischaft habe seinerzeit einen eigenen Ber-

treter nach Basel zur Konserenz der sinanzsachverständigender Mächte
entsandt und die Reichsregierung in mündlichenund schriftlichen Ver-

handlungen immer wieder ersucht, in dieser Konferenz die Anerken-

iiung der Verpflichtungdes Reiches zur vollen Entschädigung derer,
denen ihr Eigentum von den Zeindbundmächtenliquidiert worden ist,
zu bringen. Bis zu einem gewissen Grade haben — wie das Gutachten
der Sachverständigenergibt — diese Bemühungen Erfolg gehabt. Es

geht setzt darum, bei der bevorstehenden Konserenz in Lau-

sanne diese Angelegenheit weiter zu fördern und zu einem guten
Ende zu bringen. Zu diesem Zweck seien Eingaben an die zuständigen
Reichsstellen gemacht worden, und es werde auch weiterhin die An-

gelegenheit mit allem Rachdrurk betrieben werden. Die Arbeits-

gemeinschaft habe um eine mündliche Aussprache darüber gebeten und

es sei ihr eine solche vom Reichsfinanzininister auch bereits zugesagt
worden. Diese Aussprache werde noch vor Lausanne stattfinden,
hoffentlich auch dann, wenn inzwischen ein Regieruiigsivechsel ein-

treten sollte.
i· Inzwischen habe sich der gröszte Teil der bisher auszerhalb der

Arbeitsgemeinsschaft stehenden Geschädigtenverbändezu einem Kartell
zusammengeschlossen,und dies habe sich an die Arbeitsgemeinschaftmit

der Bitte um Herstellung einer Einheitsfront der Geschadigten-
verbände gewandt, um durch gemeinsames Vorgehen bei der end-

gültigen Regulierung der Reparationen, also gewissermaßenin letzter
Stunde, die Schwierigkeiten, die bei einer Wiederaufrollungder Ent-
schädigungsfrageentstehen, leichter zu überwinden. Die Arbeitsgemeins
schaft habe im Interesse der gemeinsamen Sache sich grundsätzlichzu

einer Verständigung bereit erklärt; es hat auch bereits eine Ver-
ständigiungssitzungstattgefunden, die gut verlaufen ist, und es ist ein

Ansschusz gebildet word-en, in dem auch der Deutsche Ost-bund vertreten

ist. Die Möglichkeit eines engeren Zusammenarbeitens ist natürlich
an gewisse Bedingungen geknüpft worden. Werden diese erfüllt, so
wird es sich auch praktisch ermöglichen lassen, die geplanten Aktionen

durchzuführen,uiu in der Entschädigungsfrage weitere Erfolge zu er-

zielen. Weil damit gerechnet werden musz, dafz die Reparationss
konferenz in Lausanne verschoben wird oder der dort erstrebte End-

erfolg längsere«Zeitauf sich warten lässt,so hat die Arbeitsgemeinschaft
sich wegen einer Zwischenlösung mit Vorschlägen an die

zuständigen Reichsstellen gewandt, um den in Rot geratenen Ver-
drängten nach Möglichkeit eine neue Hilfe zu verschaffen,nachdemLdie
alten Härtefvnds erschöpft.sind und andere Hilfsmoglichkeiteii nicht
inrhr bestehen, zugleich aber auch, iim nach Möglichkeit den erneuten

-
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tvirtschaftlichenZusammenbruchVerdrängter zu verhüten und denen,
die noch zu keiner-Existenzkommen konnten, zu einer solchen zu ver-

helfen. Die allseitigeZustimmungkam durch lebhaften Beifall zum
Ausdruck sowie durch einstimmige Annahme iiachstehender

Entschliesfung zur Entschädigungsfrage:
.- Die Bundesversauiuilnng niinnit Kenntnis von den Bestrebungen

des Deutschen 0stbuudes, zusauinien init der Arbeitsgeuieinschaft
der Geschädigtenverbände eine Reuanfrollung der Entschädigungs-

, frage zu erreichen. Sie stimmt den Schritten, die dazu bei deni
neuen Entschädigungsansschnßdes Reichstages nnd bei den Sach-
verständigeuberatuugenin Basel init befriedigendeni Erfolg, ferner
bei der Reichsregiernng und beiiu Reichspräsidenten unternommen
worden sind, zu und bittet, diese Bestrebungen unt aller Energie
fortzusetzen, uin endlich eine gerechte nnd einigermaszen ausreichende
Entschädigung zu erlangen und so die grosze Rot, die unter den
Bertriebenen herrscht, zn lindern, den wirtschaftlichen Wederbruch
weiterer zahlreicher Existenzen zu verhiitem den Wiederaufbau
neuer Existenzen zu ermöglichennnd zu erhalten.

Die Bundesversanunluug fordert mit grössten Rachdrncli, das
die Reichsregieruug bei der bevorstehenden Endregelnng der

Reparatiousfrage ihre Verpflichtung zu ausreichender Schadlos-
haltung der Entschädigungsberechtigtengeltend macht und auf dieser

Säuitidlage
dann eine wirkliche Schlnszentschädignngbaldigst durch-

u r .

»

Sie fordert ferner-, dass die Reichsregiernng Mittel nnd Wege
findet, durch eine Zwischenlösung dein ungeheuren Elend der

durch die früheren seiude ihres Eigentums und durch die Ver-

drängnug ihrer Existenz Beraubteu zn steueru.

«

Sie begriiszt den Zusammenschlusz aller Eeischädigtenverbände zu
einer Einheitsfront nnd erklärt, dass sie von der Forderung

nachgerechter nnd ausreichender Entschädigung nicht eher absteheu
wird, bis dieser Forderung Rechnung getragen ist.

Die vorgeschlagene Beteiligung aiu Schlesienfahr,
das von der Provinz Schlesisen im Hinbliik auf den TO. Geburtstag
Gerhard»Hauptmanns und andere schlesische Zubiläsumsdaten 1932

durchgeführtwerden soll, vor allem durch grosze Veranstaltungen in

Schle.sien,aber auch durch Schlesieii-Kundgebungen im Reiche, wurdel
allseitig zugestimmt.Landesverbände uukd Ortsgruppen werden sichIa
diesen SchlesiensKundgebungen überall beteiligen, da Schlesien ja leide
ebenfalls zu den besonders gefährdeten Ostprovinzen gehört.

Damit war die reichhaltige Tagesordnung der Bundestagung er-

Bundespriisident Ginschel schslosszsdieVerhandlungen mit

herzlichem Dank für den warmen ödealismus, der seitens aller Teil-

nehsmer erneut zum Ausdruck gekommen sei- und für die zielbewnszte
Entsch·lossenheit,in dem Kampf um unsere aslte Ostheismat nicht zu er-

matten, sondern die Abwehr des Slawenansturmes weiter

mit aller Kraft zu betreiben, bemüht zu bleiben, das ganze Deutsch-
tum dafür mobil zu machen, zugleich aber dafür einzutreten, dasz im

Interesse des europäsischenFriedens das Unrecht im Osten wiedergnt-
gemacht und die uns zu Unrecht entrissenen Gebiete zurückgegeben
werden. Zu der Hoffnung, dasz die Beschlüsse der Bundestagung dazu
beitragen und die Verhandlungen neue Entschlosseiiheit auch in die

Reihen der Mitglieder im Lande bringen wer-den, schlosz Redner die

Tagung mit herzlichen Wünschen für das Wohl der Ostmark und des

Vaterlaiides.

Herr Landesverbandsvorsitzender sinke, Hamburg, dankte der

Biindesleitung für ihre Arbeit in schwerer Zeit und Herrn Ginsch el

auch für die Verhansdlungsleitung Mit einem herzliche-nOstheil ver-l

lieszen die Teilnehmer die Eagung, vollbefriedigt von ihrem Verlauf-
und den reichen Anregungen, die sie geboten hat.

Von gesellschaftlichen Veranstaltungen und Kundgebungen war

dieses Mal mit Absicht abgesehen worden, um alle Zeit und Kraft auf
die wichtigen geschäftlichenVerhandlungen und die Erorteruiig der

vstpolitischeii Fragen verwenden zu können.

Eine zweite Bundestagung in Gestalt einer Wanderversammlung
im Reiche wurde zunächstauch für dieses Zahr mit Rucksicht auf die

schiwieriigen Zeitverhältnisse nicht in sichere Aussicht genommen; Mus-
tatsächlich von einer solchen abgesehen werden, so sollen dafur nach
Möglichkeit grössereKundgebungen in verschiedenen Teilen des Reiches
iim Laufe des Zahres veranstaltet werden.

Sollten wichtige Ereignisse iin Osten oder aufden bevorstehenden
internationalen Konserenzen es notwendig erscheinenlassen,dasz der

Deutsche Oftbund in der öffentlichkeit seine Stimme mit besonderem
Rachdruik erhebt, so wird die Bundesleitung dafur sorgen, dasz die

Möglichkeit dazu geschaffen wird durch gewaltige Massenkundgebungen,
wie sie die Geschichte des DeutschenOstbundes sa bereits in groszer

Zahl zu verzeichnen hat, hoffend, dasz sie in der Presse des ganzen
Reiches nnd darüber hinaus auch in der Presse des Auslandes, wiaz

bisher stets, ein starkes Echo finden werden.
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Die Presse über unsere Bundestagung
Sowohl die weilten Berliner Zeitungen ivie fast die gesamte Pro-

vinzpresse des Reiches haben mehr oder minder eingehend über unsere
Bundestagung berichtet und zumeist im vollen Wortlaut oder im Aus-

zug auch die wichtigsten der auf unserer Bundestagung gefaßten Ent-

schließungenmitgeteilt.
Die »Berliner Bör«senzeitung« z. B. hat sowohl in

Ar. 247 wie in Rr. 249 über unsere Tagung berichtet. In der erst-
erwähnten Runimer hat sie die Entschließungen zur Korridorfrage und

zur Riemelfrage abgedruckt, in Ar. 249 in einein längeren Artikel
unter der ilberschrift »Der deutsche Osten in Gefahr — ein Warnruf
des Deutschen Ostbundes« eingehend über die Tagung und über die

auf ihr gefaßten weiteren Beschlüsse, sowie auch kurz über die Be-
deutung des Deutschen Ostbundes, seine Tätigkeit und die Arbeit
der ihm angeschlossenen Siedlungsgesellschaft Deutscher Ostbund und

Wohnungsbaugesellschaft Deutscher Ostbund berichtet. In ähnlicher
Weise haben auch die übrigen Berliner Zeitungen ohne Unterschied der

Parteistellung die Bundestagung behandelt.

Die Provinzpresse, und zwar nicht nur die des Ostens, sondern
auch im Westen erscheinende Blätter bringen z. T. spaltenlange Be-

richte über die Tagung, so z. B. der »Landsberger General-

anzeiger« (Rr. 125), dessen Bericht drei volle Spalten umfaßt,
der die gefaßten Entschließungen sämtlich im Wortlaut bringt und sie
als wichtig bezeichnet und der mit den Worten schließt:

»Mögen die Bestrebungen des Deutschen Ostbundes im Interesse
unseres gesamtenVaterlandes von Erfolg begleitet sein.«

Die »Frankfurter Oderzeitung« (Rr. 125) stellt in

ihrem Bericht fest, daß der Ostbund »auch im vergangenen Jahre trotz
der schwierigen Zeitverhältnisse mit unvermindertem Eifer für die Auf-
klärung aller Volksschichten über die Bedeutung der Ostfrtagetätig
gewesen ist und vielfach Erfolg erzielt hat«. Die Zeitung schließt ihren

Herriot und
Die polnischePresse hat dasErgebnis der französischen

Kam nierwahlen zwar nicht mit Freude begrüßt, im allgemeinen
aber doch ohne allzu große Erregung betrachtet. Freilich kann sie eine

gewisse Rervosität nicht verbergen; denn sie kann nicht vergessen, daß
in den Reihen der Radikalsozialisten, die jetzt als die weitaus

stärkste Partei in die Kammer einziehen werden, wiederholt eine
recht unfreunsdliche Kritik am französischspolnischenBündnis geübt
worden ist. Das nationaldemokratische »A. B. T.« hat wohl
das offen zum Ausdruck gebracht, was die anderen nur im stillen ge-
dacht haben mögen: daß nämlich mit der Regierung Tardieu »die letzte
Linie des geschlossenen Widerstandes« gegen den deutschen Revisionis-
inus gestürzt ist, welcher ,,seit einer Reihe von Jahren unter der

Deckung einer perfiden pazifistischen Phraiseologie (?l) konsequent und

unermüdlich gegen die Festung des tatsächlichen Friedens, der Ordnung
und des Rechts anstürmt«. Trotz dieser Angst, die sie nicht ganz los
werden kann, bewahrt die polnische Presse doch — wie gesagt — im

allgemeinen eine zuversichtliche Halt-ung; sie vertritt-bis auf wenige
Ausnahmen die Ansicht, daß sich mit der Regierungsübernahme durch
die Radikalsoziaslisten am außenpolitischenKurse Frankreich wenig
ändern werde. Darin hat sie zweifellos recht. Denn wenn es auch zur-
zeit noch nicht feststeht, ob Her riot, der neue Mann, mit oder ohne
die Sozialisten, mit denen er gemeinsam den Wahlkampf gegen Tar-
dieu durchgeführt hat, regieren wird, so steht es doch immerhin fest,
daß er in der Tribut-, der Abriistungs- und Osteuropafrage, also in
allen für Deutschland wesentlichen Punkten, den alten Kurs fortsteuern
wird. So weiß denn auch die polnische Presse aller Richtungen über
Herriot, diesen typischen »Durchschnittsfranzosen«,im wesentlichen nur

»Vorteilhaftes« zu sagen, wobei sie die vielfachen polenfreundlichen
Äußerungen dieses Mannes geflissentlich unterstreicht. Herrivt hat sich
einmal als ,,patrivtischen Pazifisten« bezeichnet; und es ist
sehr lehrreich zu wissen, daß zu den französischenPolitikern, denen er

dieselbeBezeichnung beigelegt hat, jener Pasul-Boncour gehört,
der einmal in einer seiner vielen deutschfeindlichen Kammerreden das

Wort vvn den »französischen Ostgrenzen« geprägt hat, »die an der
.Weichsel liegen«. Herriots Einstellung zu den deutschen Lebensfragen
charakterisiertauch die Antwort, die er einmal einem deutschen Journa-
listen auf die Frage nach seiner Meinung über die Revisivnsbedürftig-
keit des Versailler Diktaties gegeben hat: »Es gibt Worte«, hat
er gesagt, »da bin ich schwerhöriger als Beethoven«.
Edouard Herrivt — das ist auch der Mann, der die französischeSicher-
heit durch die deutschen Radfahrer gefährdet sieht, die (wie er vor gar
nicht langer Zeit einmal gesagt hat) als Bortrupp einer deutschen
Invasivnsariiiee gegen Frankreich austreten könnten; das ist auch der
Mann, der den österreichern klarmachen will, daß sie eigentlich mehr
zu Frankreich als zu Deutschland gehören, der einmal den Wunsch.ge-
aiißert hat, aus Osterreich eine zweite Schweiz zu machen, und der wohl
in seiner Vorliebe für »weicheLösungeii« auch ganz gern auf das
Schlagivort von der »baltischenSchweiz«, das von der polnischen
Propaganda in bezug auf Ostpreußen geprägt worden ist, eingehen
wird. Von diesem »Patrivtischen Pazifisten«, hat Polen wenig zu

fürchten,wenn er auch in seinem-Ton, den er Deutschland gegenüber
anschlagt, etwas freundlicherund unklarer ist, als es die parteiamtlich
abgestempeltenThauvinisten aus dem französischen Rechtslager sind.
Dieser wohlbeleibte Bürgermeister von Lgon und schöngeistigeBer-
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Bericht wie folgt: »Dein Bundesvorstand ivurde Entlastung erteilt.

Die Jahresrechnuug ergab, daß trotz aller Zeitiiöte die großenAuf-
gaben des Buiides iu weitgehende-n Maße hatten durchgefuhctwerden
können. Die Bundesleitung konnte feststellen, daß begrundete Hoff-
niing besteht, auch weiterhin mit unverminderter Kraft daran mitwirken

zu können, das am Osten durch seine 14malige Zerstückelungauf Grund

des Diktats von Versailles begangene Unrecht wieder gutzumokhkni
den Verlust weiteren deutschen Volksbodens im Osten zu verhuten nnd

durch Mitwirkung an der wirtschaftlichen und kulturellen Förderung
des Ostens die sonst drohende verhängnisvolle Verödung dieser be-

drohten Gebiete und die damit verknüpfte Gefahr der Polonisierung
abzuweiiden.«

Die »Elbinger Zeitung« (Rr. 125) berichtet ebenfalls ein-·
gehender über die Stellungnahme der Bundesversammlung zur Kor-

ridorfrage und über die Proteste gegen das antideutsche «Vor-
gehen des Polentums. Dabei hebt sie die erfolgreiche Mitarbeit der

Jungscharen und der Frauendienstgruppen des Deutschen Ostbundes
hervor. Alle größeren ostmärkischen Zeitungen, vvr allem die

»Schlesische Zeitung« (Breslau), das »Liegiiitzer Tage-
blatt«, die »Märkisch-Posener Zeitung« (Meseritz)le
der ,,Gesellige« (Schneideniühl), die »Weichsel-Zeituiig
(Marienwerder), die »Königsberger Allgemeine Zer-
tung«, die »Königsberger Hartungsrhe Zeitung«, die

",,Ponimersche Reichspost« (Stettin), das ,,sorster Tage-
blatt« und viele andere, die wir nicht alle aufführen können, be-
richten in gleich wohlwollender Weise über die Tagung, über die

Tätigkeit des Deutschen Ostbundes und vor allem über die gefaßten
Entschließungen,die überall größte Beachtung gefunden haben. Wie
sehr das auch in der westdeutschen Presse der Fall gewesen ist,
dafür spricht die Tatsache, daß viele von ihnen, z. B. die Tages-
zeitung »Aufwärts« in Bielefeld, den Wortlaut der Entschließun-
gen an besonders auffallender Stelle in Fettdruck gebracht haben,
ein neuer Beweis dafür, wie stark-das Interesse für die Ostfcagen und
das Vlevständnis für ihre Bedeutung überall ist.

die Polen.
fasset zweier Studien über Goethe und Beethoven ist»sich,sobald·eif
den Boden des Elyseeund des Quai d’Orsag unter sich fuhlt, mit Pom-
care, Marin und Tardieu durchaus einig darin, d aß d as·erste u n d

einzige Ziel jeder französischen Politik die

Stabilisierung des Versailler Systems zu sein hat.
Daran ändert auch die Äußerung nichts, die er während des Wahl-
kampses einmal über die Bedeutung des Artikels 19 der Völkerbunds-

satzung für die Organisierung des Friedens gemacht und in der er er-
klärt hat, daß er einer Revision der Verträge nicht prinzipiell feindlich
gegenüberstehe. »Ich weiß«, hat er gesagt, »daß die Verträge nicht ewig
sind Doch der Artikel 19 des Bölkerbundpaktes
kann augenblicklich nicht angewendet werden
ohne Einstimmigkeit des Völkerbundrates. Das
aber macht jede Revision praktisch unmöglich.
Daher muß zunächst dieser Artikel des Paktes
revidiert werden« —-

wozii aber doch wohl wieder, was Herriot

kvzhldPLnkD
aber vorsichtigerweise nicht sagt, Einstimmigkeit erforder-

ic ijt
Herriot kann seinen polnischen Freunden wohl die ehrlich gemeinle

Versicherung abgeben, daß er die Politik seines Vorgängers fort-
führen wird. Allerdings sind die Polen schon mit
Tardieu nicht iiiimer einverstanden gewesen: So
konnten sie sich bei den Donaiuföderationsplänen über eine

ziemlich schroffe Zurücksetzung ihrer wirtschaftlichen Interessen im Süd-

ostensbeklagen. So glauben sie auch aus dem schleppenden Gang der

Verhandlungen üiber die Erneuerung des polnischen
Bündnisvertrages mit Frankreich daran-f schließen zu
können, daß man in Paris schon seit längerer Zeit den Wunsch hgt,
sich asus der allzu straffen Bindung an die sprunghafte und unberechen-
bare Politik Warschaus zu lösen. Vor allem aber hat man in Polen
feststellen müssen, daß man in Frankreich starke Bedenken
gegen eine .uferlose Fortsetzung der finanziellen
Unte rstü tzungspolitik hegt, wie man sie bisher gegenüber den

zwischeneuropäischenMittels unsd Kleinstaaten befolgt hat. Der fran-
zösischeRentner, der ja letzten Endes sein Geld dazu hergeben muß,
ist-mißtrauisch geworden; er hat den Verlust der Zarenschiulden noch
nicht verschmerzt und fürchtet nun offensichtlich mit Recht, daß auch
von den Milliarden, die in den letzten zwölf Jahren nach Os- und

Südosteuropa geflossen sind, nur wenig wieder nach Frankreich zu-
rückkehren wird. Die französische Kammer hat zwar vor einiger
Zeit den Tschechen noch eine 600-Millionen-Aiileihe bewilligt.
Von diesem Betrage sind aber, wie sich nachträglich hierausgesstellt hat,
240 Millionen Franken (trotz Prager Dementis) dazu bestimmt, die

Beteiligung Schnei·der-Ereuzots an den SkodasWerkesn auf den

tschechischenStaat zu übertragen, so daß also etwa 40 v.H. des An-
leihebetrages schon binnen kurzer Zeit wieder nach Frankreich zurück-
fließen werden. Wie hier, so ist auch in allen anderen Oststaaten das

französische und ebenso das andere ausländische Privatkapital, um

nicht in den Strudel des allgemeinen Zusammenbruchs hineingerissen
zu werden, bemüht,sich a1us seinen östlichenAnlagen zu lösen, wodurch
es dann allerdings den-wirtschaftlichen Zursammensbruch dieser Länder
nur noch ver-schärft. Wenn man bedenkt, daß ein sehr erheblicher Teil
des in Polen tätigen Aktienkapitals Auslandskapital ist. kann man

ermessen, was aus der polnischen Industrie werden muß, wenn die
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Flucht des Auslandkapitals, die auch Polen schon in

hohem Maske erfaßt hat, nicht noch rechtzeitig abgestoppt werden

kann, zumal die Unlust des Auslandes, neue Gelder nach Polen
zu geben, dank der unvernünftigen Wirtschaftspvlitik dieses Staates,
einen Grad erreicht hat, der fast einer internationalen An-

leihesperre gleichkommt. Abgesehen von einem Schweizer Kon-

sortinm, das erst kürzlich eine neue Gdingenanleihe aufgelegt hat,
scheinen sich die westlichen Finanzkreise an die Äußerungen des bisherigen
amerikanischen Bsotschafters in Warschauj W i llys, zu halten, der in

richtig-er Beurteilung der polnischen Wirtschaftspolitik dringend davor

gewarnt hat, den Polen irgendwelchen Kredit zu gewähren. Dieses War-

nung hat man anscheinend auch in Paris nicht über-hört. Jedenfalls
versucht Warschau seit Wochen vergebens, die zweite Tranche der im

vorigen Jahre bewilligten Milliardenanleihe für den Bau der Kohlen-
bahn OberschlesiensGdingem die am l. Mai fällig war, zu erhalten,
und sind auch die dringlichen Bemühungen der polnischen Regierung
nm eine neue Staatsansleihe, von denen Pariser Blätter letzt-hin be-

richtet haben, vorerst erfolglos geblieben. Im Verlasufe der Diskussion,
die sich in der französischenPresse in seinem Zusammenhang über das

Fin und Wider einer weiteren finanziellen Unterstützung des pol-
nischen Bundesgenossen entwickelt hät, hat das Hauptorgan der fran-
zösischen Sozialisten ,,Le Populaire« die in weiten franiöltfkth
Kreisen herrschen-de Auffassung wohl ganz richtig mit der Feststellung
charakterisiert, dafz man das Geld, das man Polen leiht,
von vornherein als verloren ansehen müsse, da
das Pilsudskiregime es nicht zurückzahlen könne

und die politische Demokrati·e, wenn sie einmal
wieder ans Ruder kommen sollte, es nicht zurück-
zahlen w o l l e. Für Herriot wird die Anleihefrage der erste Prüf-
stein seiner Polenpolitik sein.

Fiir den Fall, dasz dem neuen Ministerpräsidenten etwa doch noch
Bedenken wegen einer Fortsetzung der Tardieuschen Ostposlitilk auf-
stoßen sollten, hat- der schlagartig einsetzende französi-
sche Pressefeldzug gegen Danzig dafür gesorgt, dasz durch
die französsischeöffentlichkeit auf ishn ein entsprechender Druck aus-

geübt wird. Unschwer läszt sich an den Artikeln, die im ,,Temps«,
,,Matin«, »Journai des Debats«, »Figaro«, »Echo de Paris« und
anderen Pariser Blättern erschienen, die Arbeit der Warschauer

s"s-c'cc
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Drahtzieher erkennen, die ganz offensichtlich mit ihren Pariser Alam-
meldungen den Eindruck der seinerzeitigen englischen Pressemeldungen
über polnische Angriffsabsichten auf Danzig abschswächenwollen. Der

,,Temps« spricht z.B. davon, dasz Europa vor einem neuen ,,Fsiume-
Streich« stehe, dasz es durch die Verkündung der Rückkehr Danzigs
zum Reich vor eine vollendete Tatsache gestellt werden solle; und im

,,Josurnal des Debats« ist von einem wohl überlegten Plan deutscher
R-egierungskreise, von Danzig aus über den Korridor herzufallen, die

Rede, wobei natürlich wieder die ,,Hitlergarden und ihre Hilfs-
tru.ppen« als Beweis für die deutsche ,,Kriegslu-st«her-halten müssen.
Das ,,Journal« glaubt sogar schon, einen genauen ,,Aufmar«schplander
7000 Mann starken Danziger Hitlerarmee«, die unter der Führung
des Generals Litzmann stehe, mitteilen zu können, und es hat selbst
»in Erfahrung gebracht«, dasz die Hitlertruppen im Falle einer Offen-
sive gegen »den Korridor bei der Danziger Polizei und der Danziger
Grenzgendarmerie, die 40 000 Gewehre, 100 Maschinengewehre,
6 Feldgeschützeund 4 Haubitzen besitze, sowie bei den anderen Wehr-
verbänden, wie dem Jungdo, dem Wehrwolf usw., aktive Unter-

stützung finden würden (l). Und Herriot hat den Wink, den ihm eine
dem rollenden Zloty gefiisgige Presse gegeben hat, vollkommen ver-

standen und in der Lgoner Zeitung ,,Le Demokrat« seine Meinung
über die deutsch-polnische Fragezum besten gegeben; es ist eine Mei-

nung, die sich in nichts von dem unter-scheidet, was ihm die Pariser
Presse vorgesetzt hat. »Es i-st«,sagt Hserriot, ,,wie ein Teil unserer
Presse bereits festgestellt hat, nicht unmöglich,dasz die Hsitlerleute nach
Auflösung ihrer Stosztrupps im Reiche den Mittelpunkt ihrer Or-

ganisation und ihrer Tätigkeit nach Danzig verlegt haben. Man hetzt
tin Deutschland) die öffentliche Meinung gegen Polen auf, als wollte
man eines Tages einen Handstreich gegen den berüchtigten Korridor
unternehmen« —- Es ist nichts so einfältig, dafz es nicht von einem

Franzosen, der um die Sicherheit seines Landes bangt, geglaubt
werden könnte. Und es ist, was Deutschland anlangt, nichts so ver-

losgensdasz es nicht von einem französischenMinisterpräsidenten als

wahr unterstellt werden könnte. Herriot hat durch seine Beteiligung
an der Danzig-Hetze nur bestätigt, was man in Deutschland schon
lange gewuszt hat, dafz nämlich eine Grenzrevision im Osten
zu Deutschlands Gunsten nicht mit, sondern nur

gegen Frankreich durchgeführt werden kann. Dr.K.

Der Daer von Gdingen.
Unruhen in Gdingen.

Verschiedene Blätter berichteten aus Karthaus, Reu-

stadt und Gdingen, dasz es dort in letzter Woche zu schwe-
ren Unruhen gekommen sei, bei denen pommerellische
Arbeiter, die bei der Verteilung von Arbeitslvsenunterstützungs-
geldern zugunsten kongreszpolnischer und galizi-
scher, in Schützenverbänden organisierter Ar-
beiter benachteiligt wurden, gegen diese mit groher Er-

bitterung vorgegangen sein sollen. Es sollen bei diesen Zusammen-
stöfzenin Reustadtachtundin Gdingen 13 Todesopfer
zu verzeichnen sein. Die Marine in Gdingen und das in

Neustadt stationierte Militär sollen sich geweigert
haben, gegen die pommerellischen Arbeiter vor-

zu g eh e n l Von polnischer Seite wurden diese Nachrichten demen-
tiert. Rur der Krakaner ,,Slustrowany Kurier Todzienng« meldete,
dafz in Neustadt bei einer vom ,,Lager des grossen Polen« veran-

stalteten Versammlung Schlägereien ausbrachen, die zur Auflösung der

Versammlung führten. Das Blatt meldete weiter, dasz nach der Ver-

sammlung Demonstrationen veranstaltet wurden, bei denen die For-
derung ,,Pommerellen den Pommerellern« und »Fort
mit den Fremden aus den anderen Teilgebieten« er-

hoben wurden.

Wie die ,,Berliner Börsenzeitung« berichtete, sind die erwähnten
Unruhen in Gdingen infolgeder Weigerung der Gdingener
Hafenarbeiter, feuergefährliche und gesundheits-
schädliche Phosgen- nnd Gasmunition zu verlade»n,
die seit einiger Zeit von dem polnischen Stirkstoffwerk Thorzow fiir
den Fernen Osten geliefert wird. (l) Der Transport geschieht
auf dänischen, französischen und auch japanischen Dampfern. Snfolge
der mangelhaften Berladungsmöglichkeiten, der ungenügenden Ver-

packung und vor allem der Unzulänglichkeitdes Materials traten

wiederholt schwere Vergiftungserscheinungen bei den

H a f e n a r b e it e r n auf. Sie forderten infolgedessen die Verab-

reichung von Gasmasken und Gummianzügen zum Schutz gegen die

gistige Munition. Ebenso verlangten sie höhere Löhne und Abbau der

überaus scharfen Aufsicht durch die Hafenpolizei. Als die Hafenver-
waltung diese Forderungen ablehnte, legten die Arbeiter die Arbeit
nieder und zogen in geschlossenem Zug vor das Haus des Hafenkom-
mandanten. Es wurden dabei aufriihrerische Lieder gesungen. Da der

Hafenkommandant sich nicht sprechen lieb, sondern M i litä r be-

orderte, warfen ihm die Arbeiter die Scheiben ein und wollten die
Kommandantur stürmen. Die polnischen Matrosen
weigerten sich, auf die Arbeiter zu schießen,
ebenso die Soldaten des dort stationierten Il. Ula-

nenregiments. Erst durch das Einsetzen von Seekadetten und

Gendarmen, die mit der blanten Waffe vorgingen, wurden die De-

monstranten zerstreut. Dabei wurden zwei Arbeiter getötet

un d über ZO schwer verwun det. Der Hafenkommandant
stellte dann die gesamten Hafenarbeiter unter Kriegs-
recht, erliefz ein Streikverbot und löste die Gewerkschaft der Hafen-
arbeiter auf. Trotzdem verblieb der grösste Teil der Hafenarbeiter
im Streik.» Man liesz daraufhin die Verladung der Muni-
tion durch Angehörige der Legionäre und der

Schützenvereine vornehmen. Es kam auch bei diesen Un-

ruhen zu wiederholten Sabotageakten, wobei das Schwimmdock be-

schädigt und ein groszer Kran zum Umsturz gebracht wurde. Rach
einer Meldung des ,,ölustrowannKurier Todzienng« ist es auch später
in Gdingen noch zu blutigen Unruhen gekommen, bei denen ungefähr
100 Verhaftungen vorgenommen wurden.

Ein französischesUrteil iiber Gdingen.
Der Pariser ,,Zntransigeant« veröffentlichte einen Artikel

über Gding-en, der einige interessante Feststellungen aus französischem
Munde enthält. Es heiszt darin u. a., dafz dieser neue polnische Hafen
einen Platz auf der Karte einnehme, der im Rachkriegseuropa als

der unsicherste bezeichnet werden müsse. Es sei sogar möglich,
dafj dieser Hafen noch rascher verschwinde, als er

aufgebaut wurde. Der Friedensvertrag von Versailles habe
Danzig zum Hafen Polens bestimmt. Es stehe auf-er Zweifel, dafj
Danzig für die höchftgespannten Bedürfnisse des

polnischen Handels vollkommen ausgereicht hätte,
da diese Stadt seit Jahrhunderten das natürliche Ausfalltor für ein

ungeheures Hinterland, zu dem Preu·s·zesn,Polen und Westruleand ge-

hörten, gewesen sei. Dieses wirtschaftliche Hinterland habe sich sogar
bis zum Schwarzen Meer und bis zur Adrsisa erstreckt. Wenn Polen
in der Entfernung von 15 Kilometern einen zweiten Hafen erbaut habe,
so seien keineswegs wirtschaftliche Gründe dafür mah-
gebend gewesen. Vielmehr habe die Politik die wirtschaftlichen Er-

wägungen in den Hintergsrund gedrängt. Unter der Parole »meine

now-um« hatbe die polnische Propaganda Millionen für diesen Zweck
aufgebracht.

Eine englische Zeitschrift in Gdingen.
In Gdingen ist der Verlag einer Zeitschrift unter dem Titel ,,The

Valtir Shipping Rews and Gdynia Tiimes« begründet worden. Die

Zeitschrift soll von dem englischen Journalisten Herbert-Jacksan, einem

besonderen Polenfreund, geleitet werd-en, der sowohl als Berlesger
wie als Schriftleiter zeichnet. Die Zeitschrift soll zunächstwochenclich
herauskommen.

braucht-nurtuliantl liegtimonenl
·

Tretet ein in den Deutschen Gstbundl
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Die neue Heimat der Verdrängtem
Man kann zahlenmäßig nachweisen, daß die aus den durch den

Zriedensoertrag von Versailles an fremde Staaten gekommenen ehe-
mals deutschen Lande ausgewanderten und nach Deutschland zurück-
gekommenen Personen zum allergrößten Teil in der engeren Rähe der
neuen deutschen Grenzen sich ansiedeln. Rur wenige Personen gehen
tiefer in das deutsche Staatsgebiet hinein, und wenn wir heute aus

den Zuwanderungszahlen ans den Jahren 1921 bis 1931 darüber eine
genauere Statistik aufstetlen wollen, so erhalten wir folgende wichtige
Resultate: Von den aus Polen nach Deutschland zugewanderten deut-
schen Optanten sind insgesamt in einer Entfernung von nicht mehr als
75 Kilometer von- der deutsch-polnischen Grenze jetzt angesiedelt
37,8 o. H. Durch die Rähe der Hauptstadt Berlin wurde dann aller-
dings eine derart starke Anziehungskraft auf die Zuwanderer aus-

geübt, daß das zweitstärksteKontingent der aus Polen zugewanderten
Beoölkernngsteile gleich auf Berlin nnd die weitere Umgebung mit

zusammen 31 v. H. entfällt für die zum Vergleich gestellten zehn Jahre.
Rur 14,t v. H. aber gingen überhaupt aus preußischenGebietsteilem
zumeist in östlichen Teilen des Reiches heraus und nach Bauern,
Sachsen, weniger nach Württemberg, Merklenburg und Oldenburg.
Fast gar keine Zuwanderung aus den polsnischgewordenen Abtretungs-
gebieten erhielten Baden, Sessen und Thüringen.

Diese Aufzählung, die sehr genau nach den Polizeilichen Meloe-

listen und ferner nach den Besiedelungsunterlagen ausgeführt wurde,
läßt schon erkennen, daß die Zusammendrängungähnlich gearteter nnd

meist auch beruflirh verwandter Beoölkerungsteile in den neuen

Grenzgebieten recht start sein muß. llm bei einem klareren, weil
weniger umfangreichen Beispiel zu bleiben, wollen wir erwähnen, daß
von den rund 11000 Personen, die ans Reu-Dänemark, also ans

dem früher deutschen Rordschleswig zunächsteinmal fast 90 v. H. in
der Provinz Schleswig-Holstein verbleiben wollten, der Rest ging in
der Hauptsache nach Metklenburg und Oldenburg, ein kleiner Teil nach
Hamburg. Dann aber stellte es sich heraus, daß die landwirtschaftliche
Tätigkeit, auf die eben diese 90 v. H. der Zuwanderer aus Reu-

Dänemarkangewiesen war, in dem nördlichen Teil des Reiches zu

keinen Erfolgen kommen konnte, weil bereits eine übersättigung an

bauerischen Anlagen nnd agrarischen Wirtschaftsgelegenheiten dort
bestand. So trat um die Jahre 1927 bis 1929 nochmals eine zweite
Welle der Abwanderung dieser Personen ein: es gingen etwa 65 v. H.
dieser Leute nach Westfalem Hannover nnd dem Rheinland, ein
kleinerer cRest zog Mecklenburg und die pommerschen Gebiete vor, wo

sie allerdings gleich wieder unter ähnlicheVorbedingungen für die Anf-
nahme ihrer regulären Tätigkeiten kamen, wie sie sie soeben zwangs-
lanfig aufgeben wollten.

"

Wenn man im allgemeinen in den Jahren nach dem Ende des

Weltlcrieges hinsichtlich der inländischendeutschen Bevölkerung den Ein-
druck hatte, daß sie dem ,,Zug nach der Reichshauptstadt« stark unterlag,
so kann man das gleiche nicht ohne weiteres auch von der ans den

abgetretenen Gebieten zugewanderten Bevölkerung sagen. Die meisten
nährten bei ihrem übertritt auf deutsches Gebiet die vage Hoffnung,
daß doch dieser Zustand, vor dem sie auswandern mußten, nur ein

zeitweiliger nnd vorübergehender sein würde, leider unterschätztensie
dabei die Macht der Verhältnisse, unter denen zu leben, alle deutschen
Beoölkerungsteile heute gewohnt sind. Die Reichshauptstadt hat alles
in allem noch keine 72000 Personen als neue Bürger in den
Jahren 1921 bis 1931 aus den abgetretenen Grenzgebieten erhalten,
und es ist auch festzustellen, daß bereits wieder seit etwa drei Jahren
eine Rürkflutung dieser Bevölkerungsteile ans Berlin nach den länd-
lichen Gebieten des Ostens und Südens einsetzt. Wenn aus Berlin
seit Monaten eine Verringerung der Bevölkerungszahlen gemeldet
wird, also auch eine starke sortzugsbewegung, so ist dabei die Zahl
der Von 1921 an zugewanderten Grenzdeutsrhen eine erhebliche Menge.
Man darf sich also überzeugen, daß die Umstellung dieser Be-

völkerungsteile auf städtischeBerufs- nnd Lebensart doch nur recht
lückenhaft gelungen ist.

Die meisten der jetzt in den neuen Grenzgebieten liegenden Kreise
haben nicht so sehr eine erhebliche Verdichtung des Bevölkerungs-
standes pro Quadratkilometer zu verzeichnen, sie haben vielmehr eine

erhebliche Zusammendrängung der Bernfssschichtung zu beklagen, die
es den meisten Angehörigen der verschiedenen Erwerbsgruppen sehr
schwer macht, sich einigermaßen selbständig zu ernähren, ohne daß der
Staat entweder durch den Ausfall an Steuern oder den Zwang der
Zuschußpflirht getroffen wird. Wenn in der östlichenGrenzmark bei-

spielsweise heute auf ZZ Personen ein Arzt entfällt nnd auf 74 Per-
sonen bereits ein Rechtsanwalt, so will das heißen, daß diese Berufe
keineswegs zu den prosperierenden oder auch nur einigermaßen ent-

wicklungsfähigen gerechnet werden können, weil ja die Zuwanderung
rein wirtschaftlicher, bänerischer und handwerkerlicher Bevölkerungs-
teile viel weniger stark erfolgt als gerade die Zuwanderung -der zu
den Geistesarbeitern zu rechnenden Kreise. Diese verlieren in den
meisten abgetretenen Gebieten oftmals das Recht, ihre Berufe weiter
auszuüben, falls sie nicht bestimmte Voraussetzungen in ihren eigenen
Betrieben erfüllen wollen, wozu meistens Einstellung einer bedeutenden

Zahl nicht deutschsprachiger Angestellter gehört, ferner die Anwendung
einer fremden Sprache als Hauptverkehrsidiom im eigenen Betrieb.

Dazu kommen dann noch geistige und seelische Hemmungen und Um-

stellungsforderungen, die es mit der Zeit meistens notwendig machen,

daß gerade die Angehörigen dieser Berufe nach Deutschland zurück-
ioandern. Auf diese Art läßt sich die starke Vermehrung der geistigen
und freien Bernfsangehörigen in den neuen Grenzgebieten des Deut-

schen Reiches erklären. Dafür geben vor allen Dingen folgende
Zahlen ein gutes Beispiel, die wir für einige, hier besonders inter-

essierende Kreise der Grenzgebiete zusammengestellt haben:

Anteil der Anteil der Anteil der
Gebiet Agrar- kaufm. freien

bevölkerung Bevölkerung Berufe

Ren-BESchneide- .

müht . . . . . . .se,7«x, (55«x,) 18,70o (20sxz) 15«,50Xoo.87)
der Rest verteilt ich auf Industrielle ern e

-
i

.47,9sx, (47O-) 22,30 21,9sy) 1"1.40- (5.M)
der Rest vocxteirtflih(quisdustkienoeBerufe

.56(x, (54 » indes 17,.10o IOOA (6.2«’A)
der Rest ähexrileiltsichStuftägriistrielleBerufe

Reg.-Bez. Schreswig .64,3«x,nie-W 111,2sx,(10,90-«.)114.3(x, net-)
der Rest verteilt sich auf industrielle Beru e
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Dieseübersicht über vier der wichtigsten nördlichen nnd östlichenGrenz-
bezirke zeigt ganz klar, daß die Zusammendrängung der Bevölkerung

auf die berufliche Abgrenzung einen nicht eben günstigen Einfluß aus-

übt.Wir haben oben in Klammern jeweils die Verteilung der Berufs-
Ichichten vor dem Ausbruch des Weltkrieges mitangegeben und·
konnten feststellen, daß es besonders für die Angehörigen der freien
Berufe heute erschwert ist, normale Existenzbedingungen in den Rand-
gebieten zu erlangen. Deswegen hat sich auch in den letzten Jahren die

Tatsache herausgestellt, daß von denjenigen Personen, die nunmehr
die Grenzgebiete nach Aufgabe einer Rückkehrmöglichkeit in die nicht
mehr deutschen Heimatgebiete verlassen, eine sehr hohe Anteilzahl den

sogenannten freien Berufen angehört. Die Zortzugstätigkeit aus den

Grenzgebietenist für Ärzte in den vergangenen 18 Monaten am

hochsten gewesen, für Schriftsteller und Zeitungsberufe ist die Fort-
ZUgsanteilzahlfast genau so hoch, dann folgen Rechtsanwälte und

Architekten. Dabei ist für die östlichenRandgebiete der Grenzmark
zu beachten, daß von diesen freien Berufen als neuer Wohnsitz fast
ausschließlichSüddeutschland und Mitteldeutschland gewählt wird, was

wohl der gefsühlsmäßigenüberlegung entspringt, daß man dort in Zu-
kunft ähnlichen Ereignissen nicht so stark ausgesetzt werden wird,
während man der Lage im Westen nicht sehr stark zn vertrauen scheint.

liberhaupt ist für die Angehörigen der freien wie der kauf-
männischen Berufe der Ansiedlungsdrang bei Fortng aus den ab-
getretenen Gebieten des Westens (Elsaß-Lothringen, Eupen-Malmedy
und Saargebiet während der 0kkupation) weitziimger entwickelt als
bei den Beoölkerungsgruppen im Osten. Von den aus dem Elsaß seit
dem Jahre 1919 nach Deutschland gekommenen Personen sind nur

18 v. H. im Rheingebiet nenangesiedelt, und das sind fast durchweg
Angehörige der industriellen Gruppen. Von den freien Berufen der

Ärzte, Journalisteiy Rechtsanwälte, Architekten usw. sind die über-

wiegende Mehrzahl, man kann zwischen 80 und 82 v. H. statistisch be-

rechnen, nach dem Inneren Deutschlands gezogen. Wenig-er auffällig
ist diese Erscheinung für die aus EupensMalmedy und dem akku-
pierten ·Saargebiet zugezogene deutsche Bevölkerung festzustellen, die

sich zu immerhin noch 65 v. H. in den benachbarten, deutsch geblie-
benen Gebieten angesiedelt hat, wobei freilich für die Saarländer die

feste Zuversicht hinzukommt, daß ihre saarländischeHeimat über kurzem
doch wieder zum unbesetzten Reichsgebiet rechnen wird.

'

Zum Schluß dieser beoölkerungs- und berufswirtschaftlich
immerhin wichtigen Feststellungen sei noch bemerkt, daß auch ein ge-
wisser Zung aus den nordböhmischenGebieten in die Randgebiete
Sachsens und Schlesiens seit zehn Jahren festzustellen ist. Besonders
im Gebiet Rordostböhmens,wo die Tschechisierung der deutschen Be-

völkerung manchmal geradezu groteske Formen annimmt, ist diese Zu-
wanderunig auf deutschses Gebiet für die intellektuellen nnd deswegen
auch freiziigigeren Kreise stark angewachsen. ön diesen Randgebieten
darf man auf immerhin 6200 Personen zählen, die eine Art interis

mistischen Wohnsitz dort genommen haben und versuchen, ihre Berufe
so gsut wie möglich weiter auszuüben, was besonders für Spezialärzte
und Juristen reichlich schwer in diesen Zuständen ist, weil zum großen
Teil die praktische Betätigungsmöglichkeit wegen Mangels an Zu-
lassungen behördlicher Ratur unterbunden ist. Unter diesen Gruppen
der in den Randgebieten neu zugewanderten Bevölkerungsteile sind
deswegen auch die beruflichen Umstellungen recht umfangreich
geworden: man findet dort Ärzte, die in Privatbanken eingestelltsind,
und. Rechtsanwälte, die inRedaktionsbüros eine Hilfstätigkeit aus-·
üben. Hoffen wir, daß sie alle recht haben mit ihrer großen Hoffnung:
daß nämlich alles das nur ein etwas langgedehnter Ubergang ist til
früheren, besseren ZuständenundZeiten oder zu neuen Entwicklungen
auf einer natürlicheren Grundlage als sie heute vorhanden ist.

Dr. Friedrich Gustav Schmidt.

Steg-Bez. Marien-
werdet

Neg.-Bez. Allenstein
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Das Wehrkreiskomrnando I in Königsberg teilt mit: Die dau-
eriide Bedrohung der vom Reich abgetrennten
Provinz habe das Reichswehrmiiiisterium veranlasst, ihre Ver-

teidigungsfähigkeit im Rahmen des durch das

Versailier Diktat Erlaubten zu verbessern. Hier-
für zur Verfügung gestellte Mittel würden zur Verstärkung
des sogenannten ,,l·")eilsberger Dreiecks«, dessen drei

Grkpsunkte die Städte Pr.-Gylau, Sensburg und Maldeuten sind,
benutzt, um der Abwehrkrast der Provinz ein weiteres Rückgrat zu

geben. Die erforderlichen Geländeoerstärkuiigen würden zum gröszten
Teil an provinziale Baufirmen vergeben werden. Daneben

dürfte auch der steiwillige Arbeitsdienst eingesetzt werden.
Das cZisehrkreiskoiriniando fügt hinzu, dasz die neuen Verstärkungen
keineswegs auf eine Verschärfung der Bedrohung der Provinz zurück-
zuführen seien oder hindeuteten und dasz die vorwärts der Heils-
berger Stellung wohnen-den Teile der Bevölkerung keinen Grund

zu der Annahme hätten, dafz sie militärisch aufge-
geben seien. An dem Grundsatz der Behauptung der ganzen
lProvinz habe sich nichts geändert.

Die polnische Presse hat die Rsachricht ·voii der geplanten
Verstärkung des Heiisberger Dreierks in groszer Ausmachung ver-

breitet und sie natürlich mit den üblichen Kommentaren über deutsche
Angrifssabsichten auf Polen versehen. Auch die amtliche polnische
Celegraphenagentur hat auffällig schnell zu dieser srage Stellung ge-

nommen, und zwar in einer Weise, die darauf abzielt, Genf und Paris
gegen Deutschland auf den Plan zu rufen. ön der amtlichen Aufze-
rung wird nämlich behauptet, dafz die deutschen Absichten dem

Art.180 des Versailler Diktats widerspechen. Dieser
Artikel besagt im wesentlichen: »Alle befestigten Anlagen, sestungen
und festen Plätze zu Lande, die auf deutschem Gebiete westlich einer
Linie in 50 Kilometer Abstand östliih des Rheins liegen, werden ab-

gerüstet und geschleift. — Die Anlage jeder neuen Befestigung, gleich-
viel welcher Art und Wichtigkeit, ist in der im ersten Absatz dieses
Artikels bezeichneten Zone verboten. — Das System der befestigten
Werke an der Süd- und Ostgrenze Deutschlands verbleibt im gegen-
wärtigen Zustand." Das allgemeine Befestigungsverbot gilt also nur

für die Gebiete westlich des Rheins ujnd die entniilitarisierte Its-Kilo-

meter-Zone östlirh des Rheins, nicht aber für das übrige Deutsch-
land. Der letzte Absatz des Art. 180 findet ausf die Heilsberger Pläne
schon deshalb keine Anwendung, weil es sich hierbei nicht um ,,befestigte
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Werke«, sondern lediglich uni Geläiidebefestigungen handelt, durch die

»das System der befestigten Werke«, wie es 1919 in Ostpreuszen be-

standen hal«, keineswegs entscheidend verändert wird. Die polnisrhe
Darstellung, als ob diese Geländebesestigungen im Heilsberger Dreieck
als Operationsbasis in einem deutschen Angriffskriege (l) gegen Polen
dienen könnten, richtet sirh von selbst. Denn den lediglich für die

Verteidigung geeigneten Anlagen, denen nicht einmal schwere Ver-

teidigungswaffen zur Verfügung stehen lvon den schweren Angriffs-
waffen, die Deutschland überhaupt nicht besitzt, gänzlich zu sch—weigenl),
steht auf polnischer Seite eine Kette moderner

s estungsanlagen gegenüber,von deren Basis aus eine mit allen
modernen Kriegsgeräten ausgesstattete Angriffsarmee gegen das offene
masur«ischeund oberländische Plateau in Bewegung gesetzt, also gegen
einen Raum vorgeschickt werden kann, der, abgesehen von den

schwachen Reichswehrkräften, zu seiner Verteidigung nur die Gunst
des sumps-—und seenreichen Geländes und den fanatischen Behaup-
tungsivillen seiner Bewohner gegen jeden polnischen Raubeinfall in die

Wagschale zu werfen vermag.
öni übrigen kann sich das Reichswehrministerium bei all’ seinen

Mafznahmem die es zum Schutze Ostpreuszens trifft, nicht allein auf
die berechtigten Forderungen der ostpreufzischenBevölkerung nach mili-

tärischier Sicherheit stützen,sondern auch auf verantwortliche polnische
Persönlichkeiten berufen, aus deren Äußerungen unzweifelhaft sehr
aktuelle Angrisffsabsichten Polensauf Ostpreuszen hervorgehen. Es

sei nur an die Drohung jenes hohen polnischeii Offiziers erinnert, der
bei der Zehiiscchresseier der polnischen Bruderhilfe in Danzig gesagt
hat, dasz er eher in Unifvrm in Königsberg als noch einmal in Zivil
in Danzig sein werde. Es sei neben zahllosen anderen, ähnlich klaren

Äußerungen auch daran erinnert, dafz polnische Agitatoren im Aus-

lande, wie z. B. Paderewskiin Amerika, systematisch den Boden für
eine polnische Besitzergreifung Ostpreuszens vorbereiten. überdies

wurde auch die Beseitigung der Danziger Selbständigkeit, die Polen
mit völlig unverhüllten Mitteln anstrebt, eine direkte militärische Be-

drohung Ostpreuszens bedeuten. Diese polnische Politik und die er-

ivähnten offenen Angriffsbekunduiigen, die keineswegs »von unver-

aiitwortlichen Ch·auvinisten«, sondern von mafzgeblichen Persönlich-
keiten in libereinstiinniung nrit den Warsrhauer Regierungskreisen ge-

macht werden, rechtfertigen nicht allein die Geländebefestigungen im

Heilsberger Dreieck, sondern würden schlechthin alles rechtfertigen,
was zum Schutze Ostpreuszens unternommen werden könnte.

Die Bedrohung des Ostens.
Polen will Ostpreuszen ,,besreien«l

Djer Verband polnischer Hochschüleraus— den an Ostpreufzen grenzenden
Bezirken veranstaltete am 27.Riai in Warschaii einen ,,Ostpreufzen-
Asbend«, auf dein u. a. der frühere polnische General-konsu! in Königs-
berg i.Pr·, Srokoivski, einen durch sein-e Deutschfeindschaft be-

merkenswerten Vortrag über Ostpreufzen hielt. Roch im Zahre 1919

habe nach Meinung Srokowskis die Möglichkeit einer Verständigung
zwischen Ostpreuszen und Polen (?) bestanden, was jedoch durch Deutsch-
land veeitelt worden sei. da das Reich sich sehr rasch von der Rieders

lage zu erholen und gleichermasszen an die Revision der Grenzen zu
denken begonnen habe. Seit dieser Zeit sei Ostpreufzen Gegenstand
besonderer Fürsorge des Reiches geworden, wobei es vor allen Dingen
darum gehe, ,,Ostpreiiszen auch unter groszen Opfern bei Deutschland
zu erhalten« und nachzuweisen, dasz »das polnische Pommerellen« zu

Deutschland gehören müsse. Darusni lasse sich das Reich Ostpreufzen
auch heute noch viel kosten, obgleich dieses Land oh n e n a t ü r l ich e s

polnisches Hinterland wirtschaftlich nicht selb-
ständig bestehen könne und aus drei verschiedenen (?)
Gebietsteilen zusammengesetzt sei. Aufgabe der polni-
scheii Diploniatie sei, der Welt klarzumachem d aß Ost p r eu sze n

ebenso wie Lettland, Litauen und Zinnland be-

freit (?l) werden müsse. Die polnische Offentlichskeit und die

polnischen Organisationen müht-ensystematisch daran arbeiten, um ,,d i e

rückständige und oernachlässigte Masse der masuri-
ischen Bevölkerung« für Polen (l) zu gewinnen. Der

Vortragende machte schlieszlich der polnischen dfsentlichkeit bittere

Vorwürfe, dafz sie in dieser Hinsicht vieles vernachlässigthabe, wobei
er besonders daraus hinwies, dafz heut-e in Allenstein noch kein

polnisches Ggmnasium errichtet worden sei.

Polnische stottenmanöver vor Danzig.
Die gesamte polnische stotte, bestehend aus einem

,Panzerkreuzer, zwei«T-orpedobootsflottillen,vier Corpedobootsjäigserin
eine Unterseebootdiivisionnebst zahlreichen Begleitschiffen hielt am

22. und 23. Mai grosze Aianöver in der Danziger
—.«Buchtab. Eine besondere Rolle spielten dabei die cZiiiiiensurhiboote,

Der Glthnd hilft Dir!
Willst Du ihm helfen? fisknäsftäskäikkeikk
sein ,,Ostlanb«l Dadurch förderft Du wirksam die uns allen

gemeinsame Sache der Dstmartl

die einen Sperrgürtel zum Schutze von thinigen legten. Die

gesamten in Gdingeii stationierten slugzeuge nahmen gleichfalls
an der Libung teil. Die Bombenflugzeuge hatten dabei die Aufgabe,
»deutschePaiizerkreuzer bei einem Angriff auf Gdingen mit Bomben

zu belegen«. Auf der Landseite nahm die erste M atrvse n -

division an den Manövern teil. öm Auftrage des fran-
zösischen Marineniinisteriunis verfolgte der fran-
zösissche Admiral Corbusier an Bord des ,,Corpedo-
zerstörers VZilna« die libungen der polnischen stotte.

Gemäsz einer neuen Verordnung des polnischen sinanzministers wird

der politische Zoll- und Grenzschutz mit bewaff-
neteii Riotorbooten für die Ostsee ausgerüstet werden.

Diese Grenzschutzboote sollen das Recht haben, Schiffe auf See

anzuhalten und, falls diese der Aufforderung zum Halten iiicht
sofort folgen, von der Waffe Gebrauch zu machen. Zwei Schüsse sollen
in die Luft abgegeben werden, der dritte Srhufz soll bereits auf die

Takelage gerichtet werden. Die nächsten Schüsse dürfen der Reihen-
folge nach auif das Steuer, die Kommsandobrücke und dann unter die

Wasserlinie gerichtet werden. Diese Verordnung dürfte angesichts
der schnellen Bereitschaft gewisser Grenztruppen, von den cWaffen
Gebrauch zu machen, recht bedenklich sein, besonders in einem Ge-

wässer, das in der Hauptsache von Schiffen anderer Staaten, vor allen
Dingen von Danziger Schiffen ini Küstenverkehr befahren wird. Wirt-

schaftlirhe oder zolltechnische Gründe können für diese polnische Mah-
nahine nicht angeführt werden. Die Gründe müssen also auf anderem

Gebiete liegen. Vielleicht will Polen den Eindruck erwecken,als ob
es sich gegen irgendwelche Gefahren schützenmüsse, die ihm von Danzig
her drohen. Vielleicht will es sich auch eine neue militärisch e

Waffe schaffen, die bei gegeben-er Gelegenheit den

Danziger Schisssverkehr lahmlegen kann. ohne dasz
hierfür Ginheiten der polnischeii Kriegsmarine, die im Crnstfall an

anderer Stelle eingesetzt werden sollen, herangezogen werden müssen.

Militärische Vorbereitung der stauen in Ost-O.-S.
Polen hat auch in O-st-Oberschlesien die milsitärischeVorbereitung

der stauen für die Landesverteidigung eingeführt. In Kattoswitz wurde

damit schon im letzten Jahre der Anfang gemacht. Die stauen werden

in Lagern und Ausbildungskursen, die in Städten und Dorfern ab-

gehalten werden, für ihren Zweck ausgebildet; sie gelten als Instruk-
teurinnen und werden nach Asblegusngvon Prüfungentuberganz Posten
verteilt, um ihre Tätigkeit in den Städten und Dorfern»fortzusetzen
und mehrere tausend Schülerinnen ini Geiste der ödeologieder mili-

LärdischenVorbereitung der Frauen für die Landesverteidigung auszu-
isl en.



Das polnische Gymnasium in Beuthen.
Zurzeit wird an dem Umbaii des für das polnische

G g in ii a s i u m bestimmten ehemaligen »Katolik«-Verlagsgebäudes
auf der ZriesdrichsEbertsStrasze in Beutheii (O.-S.)
gearbeitet. Von der polnischen Volksbank ,,Pomoc« sin Berlin waren

mehrere Beuthener Baufirmen zur Abgabe von Offerten für die Um-
bauarbeiten einschlieszlichder Turnhalle aufgefordert worden. Die An-

gebote bewegten sich in den Grenzen zwischen 48 000 und 56 000 Mark.

Während die Ausschreibung von der Bank ,,Pomoc« erfolgte, wurde
der Zuschlag von öngenieuren der Kattowitzer Wojewodschaft erteilt.
Ein Baumeister Zaczimski in Tarnoiwitz führt die Arbeiten aus-

Ihm ist zur Pflicht gemacht word-en, sich mit einer Beuthener Bsaufirma
in Verbindung zu setzen. Vertraglich müssend i e U m b a u a r b e it e n

bis zum 15.August d.Z. beendet sein. Da das polnische Schul-
jahr mit dein i. September feinen Anfang nimmt, so ist wohl anzu-
nehmen, dafz mit dem genannten Tage dise neue Anstalt ihre Pforten
öffnen wird. In der Zwischenzeit ist auch das« ehemalige pol-
iiische Konsulatsgebäude auf der Gleiiwitzer Strasze in

Beuthen durchgreifenden Erneuerungsarbeiten unterzogen worden. Hier
soll ein Pensionat für die Schüler des Gymnasiums
eingerichtet werden.

Polonisierungsarbeit im Kreise Neustadt.
Der polnische Pfarrer Koziolek in Grabine,

Kreis Neustadt, der soeben als ersolgloser Spitzenikandidat für die

polnische Liste zur Preuszisrhen Landtagswahl aufgetreten ist, macht
wieder einmal von sich reden. Die Gemeinde Grabine ist durchaus
deutsch. Trotzdem hat der Pfarrer Koziolek es fertiggeibracht, hier
eine polnische Privatschule ·zu gründen, die einzige in

Osberschlesien asufzerhalb des ehemaligen Abstimmungsgesbietes Der

Pfarrer hat auch seit Zahren den deutschen Eltern immer wieder bei
dem Sakramentsunterricht der Kinder Schwierigkeiten gemacht und sie
beei«nflufzt,den Unterricht für ihre Kinder in polnischer Sprache er-

teilen zu lassen. So besteht gegenwärtig der Zustand, dasz n ur

18 Kinder diesen Unterricht in deutscher Sprache,
aber 20 in polnischer Sprache erhalten, obwohl
von diesen 20 Kindern nur ein einziges die polnische
Schule besucht, während alle übrigen 19 in die
d e u t s ch e S ch u l e g e h e n. Für den Sakramentsunterricht hatte
Pfarrer Koziolek sich nun, da er seit langem leidend ist und nicht
laut sprechen darf, den Lehrer der polnischen Privat-
schule, einen polnischen Staatsangehörigen, als

katechetischeii Assistenten in die Kirche mitgebracht. Nachher kam es

dann dazu, dafz der Pfarrer den Sakriainentsunterricht überhaupt nicht
mehr erteilte, sondern ihn für beide Sprachengruppen
vollständig dem polnischen Lehrer überließ. So ist
der Zustand eingetreten, dafz ein aus Polen herübergesandter Agitator
den Sakramentsunterricht an die deutschen Schulkinder erteilt. Darüber

empört sich nun auch die Zentrumspresse und teilt mit, das bischöfliche
Amt habe sich dahin erklärt, dafz es beim Vorliegen weiterer berech-
tigter Beschwerden in Grabiiie eiiigreifen und Ordnung schaffen werde.

Mißgluckte Polenbundpropaganda.
Einen bezeichnenden Beitrag zur oberschlesischen Polenfrage liefert

folgender Vorfall, der sich vor den Preuszenwahlen ereign«ete:
Zu einer polnischen Wahlversammlung in Groszs
Schimnistz (Deutsch-Oberschlesien) waren zivei polnische Redner aus

Oppeln erschienen. Als einer von ihnen seinen Vortrag in hochpol-
iiischer Sprache begann, erschollen Protestrufe wise ,,Deutsch
redenl« »vder »Wir verstehen kein Hochpolnischl«
Da der Redner unbekümmert weitersprach, die Protestrufe sich aber
immer mehr mehrten, griff der Versammlungsleiter ein mit der Er-
klärung, dasz keine Politik getrieben, sondern Aufklärung über wirt-

schaftspolitische und kulturelle Zragen gegeben werden solle. Diese
Mitteilung wurde msit Zurufen erwidert, diese Aufklärung solle zunächst
im polnischen Lande erteilt werden, worauf allgemein der Ruf nach
Schlusz der Versammlung laut wurde. Die Versammlungs-
teilnehmer stimmte-n schlieszlich das Deutschland-
lied an, worauf die Wahlredner von einer Fortsetzung der Ver-
samrnslung und ihrer Ausführungen Abstand nahmen.

Polmjcher Zuzug m deutsche Grenzstädte.
Der Magistrat der Stadt M eseritz wendet sich in seinen

Bestrebungen, den unerwünschten Zuzug vom Lande wenigstens teil-
weise zu unterbinden, in ein-Im Aufruf an die Bermieter von Woh-
nungen, bei Zuzug ortsfremder Personen deren wirt-

schaftliche Verhältnisse durch das städtifche Wohl-
fahrtsburo prufen zu lassen. Der Niagistrat werde prüfen,
ob nicht der Hauswirt für den durch ihn verursachten Ziirsorgeaufwand
in irgendeiner Weise haftbar gemacht werden kann. Schlieszlsich,so er-

klärt der Niagistrat, liege die Bekämpfung der Landflucht auch im
nationalen Qnteresse Bei dem gröfzten Teil der Per-
sonen, die nach der Stadt strebten, handele es sich
um Landarbeiter polnischer Nationalität. Die Zahl
der in der Stadt in den letzten Jahren sefzhaft gewordenen polnischen
Landarbeitersei bereits ganz erheblich; zu einein Teil sei dieser Zuzug
bereitswährendder Wohnungszivangswirtschaft erfolgt, und zwar über
die im Bereiche der Stadt liegenden Güter. Diese Bestrebungen sind

""Ed"i"ä"Pbiäifim deutschen Gam«
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ein Teil der Polonisierungsabsichteii der polnischen Minderheit im

Grenzgebiet. Es ist dies ein typischer Zoll dafür, wie die Polen ver-

suchen, in rein deutschen Gebieten polnische Zellen
zu bilden. Sind erst genügend Familien niit einer genügendgroszen
Kiinderzashlzugezogen, dann folgt bald der Antrag cuf Errichtung giltst
polnischen Minderheitsschule. Auch in Un r u h st a dt sollen ahn-
liche Bestrebungen der Polen in letzter Zeit beobachtet worden sein-

Die polnischen Stimmen im Kreise schlochau.
Bei der Preiifzenwahl war in Pommern bekanntlich keine polnische

Liste aufgestellt worden. Trotzdem blieben die im Kreise Bütow befind-
lichen Polen nicht völlig untätig. Der Nachfolger Zan Bauers, S t g p

von Rekowski, einer von den Reichsdeutschsen vpolnischerAb-
stammung, die bei polnischen aktiven Truppenteilen ihre militärische
Ausbildung genossen haben, war bemüht, seine ,,Schäfchen«aufzuklären,
und so konnte man am cBsahlsonntag einen auffallend starken Verkehr
aus verschiedenen Ortschaften des Bütower Kreises in den benachbarten
Kreis Schlochiau bemerken. Unter sührung des Styp von- Reis-JOHN
zog eine Schar von über fünfzig Menschen, die mit einein dtimmsrhesin
ver-sehen waren, nach Bütosw, von ivo aus dann die Eisenbahnfcthkt M

die Grenizmark, nach Grofzpeterkau im Kreise Schlochau, angetreten
wurde, wohin sich auch ein zweiter Trupp aus dem Kreise Butow auf
einem Last-wagen begeben hatte-s Von den Polen konnte aber der

gröfzte Teil nicht zur Wahl zugelassen werden, weil ihnen dsise not-

wendigen Ausweispapiere fehlten. Die Enttäusschungwar natürlichsehr
grofz und wurde noch gröber, als man sich zur Heimfahrt rüstete,vor
welcher jedem dieser polnischen Wähler ein preufzischer Taler in. die

Hand gedrückt werden sollte. Diese Entlohnung konnt-e aber nur einem

Teil dser Polen ausgezahlt werden, weil der-vortreffliche St·yp von Re-

kowski zu wenig Geld mitgebracht hatte. Und die Enttäuschung wurde
noch gröfzer, als man sich nach vollendeter Wahl bei Bsier und Wurst
zu stärken gedachte und sich hierbei die Portionen für die hungrigen
Schäfchenals viel zu klein herausstellten. So hat der vortreffliche Stgp
von Rekoswsski zwar die polnische Stimmenzashl im Kreis-e Schlorhau
von 16 im Zahre 1930 auf 43 steigern können, sich aber die Unzufrieden-
heit seiner Schsutzbefoihlenenzugezogen. Die Rückifahrt wurde unter

diesen Umständen mit ziemlichem Rad-an und Zank angetreten. Nian

war dem Hüter der ,,polnischen Schäflein«durchaus nicht hold gesonnen,
und nach wie vor verlangen die polnischen cBZähler aus dem Kreise
Bütow nicht nur den versprochenen preufzischen Taler, sondern auch die

«Wahlwurst und das cLiiahlbier«.

Die Revision Jan Bauers verworfen.
Das Stolper Schwurgersicht hatte sich bekanntlich in seiner ersten

diesjährigen Sitziingsperiode auch mit einem Meineidsprozefi
gegen den Geschäftsfiihrer der polnischen Minder-

heitenschuleii imKreise Biitow, öan Bauer-, zu be-

schäftigen. Der ganze Prozefz warf ein grelles Schlaglicht auf die

verwerfliche Tätigkeit des Beklagten und brachte den einwaiidfreien
Beweis dafür, dasz Bauer sich im grofzpolnischen Sinne betätigt und

sich auch des Meineides schuldig gemacht hatte. Das Urteil lautete

nach dreitägisger Gerichtsverhandslung unter Zubilligung misldernder

Umstände auf eine Gefängnisstrafe von 12 Monaten,
aufzerdem wurde der Angeklagte in die Kosten des Verfahrens ver-

urteilt. Bauer legte gegen dies Urteil des Schwurgerichts vom il. se-
briiar d. Z. Revision ein. die jetzt durch Veschliisz des

Reichsgerichts verworfen worden ist. Das Urteil ist mit-

hin rechtskräftig geworden.

Das polnische Schulwesen in Frankreich.
Die Zahl der polnischen Schulkinder in Frank-

reich, die-polnische Schulklassen in den Violiksschsulen besuchen, be-

trägt 21194 (10779 Knaben und 10415 Mädchen), die Zahl der

polnischen Lehrer beträgt 158. Die polnischen Kinder-

gärten wer-den von 3131 Kindern (1416 Knaben und 1715 Mädchen)
besucht und von 30 Kindergärtnerinnen geleitet. Die meisten polnischen

grhkilkifndersind· im flämischen Nordfrankreich und im deutschen
a z ·

Eine polnische cMonatsschrift in Wien.
Dieser Tage ist in Wien die erste Nummer einer neuen polnischen

Monatsschrift, die den Titel ,,Wiadoniosci Wiedenskie« (B3ieiier
Neuigkeiten) trägt, erschienen. Die Zeitschrift ist das Organ des Ber-
bandes der polnischen Gesellschaften in cWien.

Das Bielitzer deutsche Gymnasium gefährdet?
In Bielitz machen sich Bestrebungen mit Unterstützungder Be-

hörden bemerkbar-, ein jüdisches Gijmnasium zu errichten. Hin gleich-en
Augenblicke müfzte das zu 70 v.H. von jüdischen Schülern besuchte
d e utsch e G g rn n asiu m den Betrieb einstellen. Aus diesem Grunde

fördert man die Pläne und will dem ZiidsischenSchuliverein zahlreiche
Vergünstigungen gewähren.- .

der Ostbunel hilft bis-!

. Willst Da ihm haltet-? Dann wir-b Mitglieder litt- ilm und Leser kijr
sein »0sitiuuc1··. Dadurch törcivrst Du wirksam unsere gemeinsame Sache
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Aus dem Ofthilfegebiet
Keine neuen Sicherungsoerfahren mehr.

Der Reichskommiffar für die Oft«hilfe,Dr. Schlange-Schöningen,
hat unter dem 18.Mai einen Runderlciß an sämtliche
Landesstellen gerichtet, in dein es u.a. heißt: »Noch-dem die

Sicherimgsverordnung nunmehr feit einem halben Zahr in Kraft ist,
mehren fich idie Klagen aus Gläubigerkreisen darüber, daß
noch immer Sicherungsoerfashren über landwirtfchaftliche Betriebe neu

eröffnet werden. Es ist nicht zu verkennen, daß die Eingriffe in

d i e G l ä usb i g e r r e rh t e , die die Sicherungsoerordnung im Inter-

esse »der Sicherung der Ernte und der Rettung der oftdeutsrhen Wirt-

schaft vorsehen mußte, für die Beteiligten auf die Dauer schiver zu

trag-en sind, und daß daher den Wünschen der Gläubigerkreife, von

einem bestimmten Zeitpunkt ab neue Sicherunsgsverfahren nicht mehr
zu eröffnen, eine gewisse Berechtigung nicht abzusprsechen ist. Ohnehsin
find auch nach den mir vorliegenden Meldungen d i e Sich er u ngs-
antr äge, die innerhalb der längst abgelaufenen stiften geftellt
worden waren, mit Ausnahme von Ostpreußen nahezu
re stlo s a ufgearb eitet. Es steht daher auch vom Standpunkte
der ordnsungsniäßiigeiiDurchführung der Verfahren nichts im Wege,
nunmehr mit äußerster Beschleunigung über die noch vorliegenden
Sicherungsanträge endgültig zu bit-scheiden Ich beftimme hier-
für als äußersten Zeitpunkt den S. Juni, für Ost-
preußen den 15.Zuni1932. Ich bitte, dafür Sorge zu tragen,
daß bis dahin die noch vorliegen-den Sicherungsanträge auch bei den

unteren cBerwaltusngssbehörsdenreftlos aufgearbeitet wer-den. .Rach
die-sen beiden Terminen dürfen Sicherungsoer-
fahren nicht mehr eröffnet werden. Das gilt grund-
fätzlich auch für die Eröffnung voin Sicherungsverfahren von Amts

wegen auf Grund des § 4 der Sirhierungsverordnung; nur in ganz
besonders begründeten Ausnashmefällen kann ich dsie Eröffnung von

Sicherungsoerfahren von Amts wegen nach dem genannten Zeitpunkt
noch zulaffen.«

Arbeitsdienft im Grenzoften.
Der Preußische Staat führt gemeinfam mit der Provinz Grenz-

mark im Kreise Schwerin (Warthe) an der Oftgrenze umfang-
reiche Entivässerungsarbeiten durch. öm Kreife Schwerin wurden 1925

25 000 Morgen Wald von der Forleule kahlgefresfen und mußten ge-

schlagen werden. Ferner sind durch einen von Polen herübergsekom-
menen Waldbrand 5000 Morgen Wald vernichtet worden. Die Folge
war ein ständiges Ansteigen des Grundwasfers, durch das zwei Dörfer,
K a z a u n d P e kh l ii g e , mit ihren gesamten Gemarkungen voll-
kommen unter Wafser gesetzt wurden. Die Einwohner diefer Orte

mußten bis auf den Gemeindevorsteher von Pechliige ihre Höfe ver-

lassen. Sie find seitdem dem Elend preisgegeben. Fünf weitere
D ö rf e r sind durch das steigende Grundwasfer derartig b e d r o h t ,

daß ihnen in absehbarer Zeit das gleiche Schickfal wie den unt-er Wasser
gesetzten Dörfern zuteil werden dürfte, wenn nicht schleunigst Abhilfe
gefchaffen wird. Es werden nunmehr im freiwillige n A r-

beitsdienst große Entwäsferungsgräben gezogen

werden, die das Grundwaffer des gefamten Gebietes um mehrere
Meter absenken und in den sehr tief gelegenen Funken-

fee ableiten sollen. Der freiwillige Arbeitsdienst hat hier ein

Projekt durchzuführen,das besonders in nationalpolitisfcher Beziehung
außerordentlichwichtig ist, weil fonst das ganze Grenzgebiet im Kreife
Schwerin völlig menfchenleer werden würde. —- öm Reize-Kreis
und im K r e i s D e u t f ch - K r o n e ist ebenfalls ein größeres Melio-

rationsprojekt in Angriff genommen worden. Die Durchführungder Arbeit

ist Z u g e n d v e r" b ä n d e n übertragen worden. Hierfür kommen
nur Erwerbslofe in Frage, die Arbeitslofen- oder Krifenunterstützung
beziehen. Ferner sollen aber auch solche junge Leute, die keine Krifen-
unterstützungbeziehen, durch zusätzlicheMittel zu dem Arbeitsdienst zu-

gelassen werden. Die Teilnehmer erhalten fr e i e U n t e r k u nft,
Berpflegung und ein Taschengeld von ZZZ Rpf. pro

Tag. Sie find sämtlich gegen Krankheit und Unfälle versichert. Ar-

beitskleidung wird gestellt.
Der Preußifkhe Minister fiir Landwirtschaft, Do-

in ä n e n u n d F o r st e n hat an sämtlicheRegierungspräfidenten und

Landeskulturamtspräsidenten einen Erlaß gerichtet, in dem nochmals
auf die Bedeutung des freiwilligen Arbeitsdienstes für die Förderung
der Meliorationen hingewiesen wir-d. ön dem Erlaß wird weiter zum
Ausdruck gebracht, daß nach den bisher eingegangenen
Berichten die Erfahrungen, die mit der Beschäf-
tigung von Arbeitsdienftfreiwilligen gemacht
wurden, als recht günstig zu bezeichnen find. önsbefondere
hat die Annahme, daß durch die Einsschaltung des freiwilligen Arbeits-

dienstes eine wesentliche Verbilligung der Melio-

rationsarbeiten erzielt werden könne, in allen Fällen Be-

stätigung gefunden. Diese Feststellung sei um fo bedeutsamer, als es in

den nächstenöahren bei der außerordentlich schwierigen Finanzlage des

Staates und der Provinzen nicht möglich fein werde, die Meliorationen
mit geschenkweisen Beihilfen aus öffentlichenMitteln zu unterstützen
und somit das Meliorationswerk vor der zu befürchten-denEinstellung
nur bewahrt werden könne, wenn von den Möglichkeiten des frei-
willigen Arbeitsdienftes in viel größerem Umfange Gebrauch gemacht
werde, als es bisher der Fall gewefen fei. Der Minister gibt erneut der

bestimmten Erwartung Ausdruck, daß d i e für d as M elio -

rationswefen zuständigen Behörden fich mit allem
Rachdruck tatkräftig hierfür einsetzen und damit eine
Aufgabe erfüllen, die, abgefehen von ihrer landwirtschaftlichen und

volkswirtschaftlichen Bedeutung, auch in sozialpolitifcher Hinsicht als

überaus wichtig und dringlich zu bezeichnen fei. Gerade die Melio-
rationen geben die befte Gelegenheit, d e r in so e r s ch r e ck e n d e m

Maße zugenommenen Erwerbslosigkeit entgegen-
zuwirken und viele jetzt brachliegende Arbeitskräfte, vor allen

Dingen die öugendlichem denen sonst körperlicher und feelischer Zu-
fsammenbruch drohe, in den Produktionsgang wie-der einzugsliedern Es
wird den Kulturbaubehörden und Landeskulturbehörden überlassen, fest-
zuftellen, welche Unternehmungen für die Einstellung von Arbeitsdienft-—.
willigen in Betracht kommen. Empfehlend wird vom Minister darauf
hingewiesen, in erster Linie Meliorationen mittleren und
kleineren Umfangs zu fördern, die eine unmittelbare Er-

tragssteigerung und eine sichere Wirtschaftlichkeit verfprechen und deren

Restfinanzierung ohne besondere Schwierigkeiten möglich ist. Soweit
die Träger der Arbeit (Genosfenfchaften, Gemeinden, Kommunalver-
bände ufw.) die durch den Zufchuß von 2 alt je Tagewerk nicht ge-
deckten Kosten aus eigenen Mitteln nicht aufbringen können, wird die

Aufnahme verbilligter Dariehen notwendig sein. Der
Minister ftellt den Behörden anheim, ihm entfprerhende Anträge zwecks
Weiterleitung an die Kreditinstitute vorzulegen, die sich die Unter-

stützung von Meliorationen zur Aufgabe gemacht haben.

Entfchädigungswefen. I—
Reichsfchnldburhforderungen.

Der-Rücktritt des Kabinetts Brüning hat fich leider ungünstig auf
die Entwicklung der Schulidburhkurfe ausgeiwirskt, fo daß ein
weiterer Rückgang um 4 bis 6 v.H. erfolgt ist.- Es wird
in Börsenkreifen befürchtet, daß feitens der neuen Regierung eine

Änderung auf dem währungspolitifrhen Gebiet evtl. durchgeführt
werden könnte. Diese Gerüchte, welche wohl von gewiffen Kreifen
abfichtlsirh verbreitet werden, haben naturgemäß eine große Beun-

ruhigung bei den Befitzern von Schuldbuchforderungen hervorgerufen,
so daß viele sich veranlaßt fühlten, ihren Befitz an Schuld-buch-
forderungen abzustoßen. Dieses dürfte wohl die Hiaupturfache für
den Kursrijrkgang der Schuldbuchforderungen fein. Wir glauben
jedoch, daß von einer neuen Regierung, gleichviel welche Parteien in

ihr vertreten sind, währunggefäshrdendeMaßnahmen nicht zu erwarten

find, die eine weitere Entwertung der Schuldbuchforderungen herbei-

füihåen
könnten. Nachstehend die unverbinsdlichen Berkaufskurse vom

1. uni1932:
I. II. L II.

1933 . .. ' 91 v. 90 V. 1939 . . . 50 v. H. 47 v.

1934 . . . 74 v. H. 71 v. H. 1940 . . . 50 v. H. 47 v. H.
1935 . . 67 v· 64 v. 1941 «4SZ v. H. 47 v. H.
1936 . 61 v. 59 v. 1942 46Z v. 46 v. H.
1937 54 v. H. 52 V. F). 1943X48 45Z v. 45 v. H.
1938 . . . 52 v. H. 50 v.H. Wiederaufbauszuschläge15-16 v· H.

Soeben wird eine Veröffentlichung des neuen Reichskanzlers
vo n P a p e n bekannt, nach der irgendeine Änderung auf dem Wäh-
ruiigsgebiet von der neuen Regierung nicht geplant fei. Diese Aus-

lasfung hatte zur Folge, daß eine Erholung auf dem Rentenniarkt ein-
trat und insbesondere die Kurfe der Reichsfchuldbuchforderungen höher
bewertet wurden. Hoffentlich fetzt sich diese Hauffebewegung fort.

——I Bundesnachrichten ——I
Unterbringung deutscher Ferienkindet aus Polen.

Wie aus dem Bericht über den Bortrag der Frau Frida
Lanzke auf der Bundestagung des Deutfchen Ostbundes (siehe
Seite 269l70) hervorgeht, hat unfer Aufruf, der die Bitte an unsere
Landsleute im Reich enthielt, deutfche Kinder aus den abgetretenen
Ostgebieten während der Ferien bei firh aufzunehmen oder eine Geld-
fpende für Unterbringung solcher Kinder an den Deutfchen Oftbund
einzufenden (und zwar auf unfer Postfrheckkonto Berlin Rr.»104726)
insofern einen erfreulichen Erfolg gehabt, als bis jetzt frhon die Auf-
nahme von mindestens 70 Kindern gesichert ist. Wir freuen »uns,daß
es trotz der Rot der Zeit möglich gewesen ist, in diefer Hinsicht einen

größeren Erfolg zu erzielen als je bisher und danken von ganzem

Herzen allen, die firh an diefem Liebeswerk bisher beteiligt haben.
Zugleich aber richten wir erneut die dringende und herzliche Bitte an

alle unsere lieben Landsleute, Männer und Frauen, die irgend in der

Lage find, auch ihrerseits während der Ferien ein folches Kind aus der

lieben alten Heimat aufzunehmen und ihm dadurch ein unsagvares
Glück zu bereiten, uns doch schleunigst die Bereitwilligkeit dazu mitzu-
teilen oder, wenn das nirht geht, diefes für das Deutfchtuniin unserer
alten Heimat fo überaus wichtige Liebeswerk durch eine Geld-

spende zu unterftiitzen. Jede, auch die kleinste, Gabe wird dankbar

angenommen. Doppelt gibt, wer bald gibtl
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Aus der Bundesarbeit. I
Berlanimlungskalender.

Ortsgriippe Friedrichshageu: Sommerausflug am Sonntag, den 5.Zuni
1932, nach Tab-bert’s Waldschlofz in Hirschgarten, Anfang 4 Uhr.

Ortsgrupe Berlin-Reinickeiidorf: Sommerausflug am Sonntag,
den S. Juni, nach-m; 2 Uhr, nach Schulzendorf, Garten-
lokal »Lin-denhof«. Eintritt frei. Gäste willkommen. Gleich-
zeitig dort auch Monatsversammlung.

He

Landesverbaud Riederschlesieu.
Die Ortsgruppe Liegnitz hatte die Mitglieder der Heimattreuen

:Berbände, die Oberschlesier, Ost- und Westpreuszen, Sudetendeutschen,
Schlesivig-Holsteiner und Rheinländer für 17. Mai ins Schützen-
haus zum zweiten Landmannschaftlichen Abend eingeladen. Musika-
lische Darbietungen des Lautenbundes eröffneten und umrahmten die

Bortragsfolge. Rach einem Borspruch »Ostniärksers Daheirn«von

Franz Lüdtke, von Fräulein Wiedemeyer gesprochen, hielt der
l. Borsitzende, Studienrat Schwalm, eine Begrüfzungsansprache, in

der er u. a. den Zweck der Landmannschaftlichen Abende anführte. Man

erstrebe insbesondere, so führte er u. a. aus, ein engeres Zusammen-
arbeiten und eine stärkere Belebung der grenzdeutschen und besonders
ostdeutschen Ideen an. Trotzdem sollen die einzelnen Interessenoderver-

schiedenen Heimattreuen Berbände gewahrt werden. Der zweite Land-

mannschaftliche Abend betone den ostmärkischen Charakter. Der
Redner streifte dann noch das Geschick der Memeldeutschen, den
Memelkonfliktund wies ferner auf die gegenwärtiggespannten Danziger
Verhältnisse hin. Den sachlichen klaren Ausführungen des Redners dankte
lebhafter Beifall.— Ein Melodrama »Der Organist von Schmalkalden,
gesprochen von Fräulein G r aew e und am Flügel von«Fraulei»nUrsula
Schwalm begleitet, gab den Auftakt zu dem Festspiel»Wir halten
das Land«. Es handelt sich hierbei um ein ostmärkischesHeimatspiel
in drei Aufzügen, das in einem westpreuszischen Dorfe vom Mai bis

Zuni 1919 spielt. Das Heimatspiel zeigt mit aller Deutlichkeit die Ent-

behrungen und schweren Opfer, die die deutschen Bolksgenossen in den

durch den Bersailler Vertrag verlorenen Landesteilen bringenz Rach
dem Heimatspiel hielten musikalische Darbietungen und Tanz die Be-

siicher noch mehrere Stunden zusammen.

Zrauengruppe Liegiiitz. Am 19. Mai beging der Frauendienst sein
fünfjähriges Stiftungsfest im Garten der Braukommune. tBon den
60 zur Frauengruppe gehörenden Damen waren fast 50 erschienen. An

blumengeschmückterTafel nahm man den Kaffee ein, zu dem in liebens-
ivürdiger Weise von den Ostbundschwestern das nötige.Gebark«in
reichem Masze gestiftet worden war. Danach gab die Borsitzendeeinen

Rückblick und Ausblick über die Entstehung und Entwicklungder
Gruppe, das treue Zusammenhalten und den lebendigen Opfersiniifur
bedrängte Ostmär"ker.Herzlicher Dank lohnte ihr. Ein lustiges Preis-
kegeln hielt die Anwesenden bis in die Abendstunden zusammenund
brachte gar vielen nützlicheund angenehme iiberraschunsgen. Grunderin
und Borsitzende der Frauengruppe ist Frau Irene Sch w a l m.

Landesverband schlesiem
Ortsgruppe Breslau. In der Aprilversasmmlung überreichte der

t. Borsitzende den Mitgliedern Oberstiidiensdirektor DE .

Zahn,
Hermann K«ieper, Hermsann Pluntke, Martha Filedler,
Selma Junker, Marie Lietzau und Martha Kiebe die Treu-
nasdel des Deutschen Ostbundes. Herrn OberpostseikretärRau, der

durch Krankheit am Besuch der Monatsvserssammlungen behindertwar,
wurde dieselbe Ehrung zuteil. Rath Erledigung des geschaftlichen
Teiles sprach Herr Oberstuidiendirektor Dr. Zahn. Er legtecgeineiiAusführungen das vor einig-en Zahren erschienene polnische Bu von
,,Consulibus« zugrunde, »in dem die Absichten der Polen airf die

deutsche Ostmark offen dargelegt werden. Polen glaube, im Bei-trage
von Bersailles betrogen zu sein, Deutschland habe zu viele Gebiete im

Osten behalten und sei daher immer noch gefährlich. Den Kampf
gegen die Deutschen in Polen und auszerhalb Polens führe vor allein
der poslnische Westmarkenverein. Das Buch verlange eine Revision
der Grenzen, es behaupte, Deutschland treibe zum Kriege, rüste gegen
Polen, habe die Abstinimungen in Ost-s und Westpreuszen und Ober-

schslesien gefälscht, führe im Haag überflüssige Prozesse gegen Polen
und hasbe den Zollkrieg vorn Zaun gebrochenl So befinde sich Deutsch-
land nach Meinung des »Eosnisu-libiis«tatsächlich im Kriege mit Polen,
das nun zur Gegenoffensive vorgehen müsse. Solle, so heifzt es in
dem polnischen Buch, im Osten Frieden herrschen, so müsseder Einfrlusz
Deutschlands ausgeschaltet, müsse zunächstOstpreufzen zerstört werden.

Daher sei ein Bund zwischen Polen unsd Litauen wünschenswert,damit
diese beiden Staaten Ost-preufzen unter sich aufteilen könnten. Ebenso
sei eine Teilung Oberschlesiens zwischen Tschechien und Polen not-

ivendi-g, ferner miüsztendie Grafschaft Glatz und die Lausitz an Tschechien
fallen. Den Rest von Schlesien mit Einschlusz der Stadt Breslau
müsse Polen erhalten. Diie Grenze zwischen Polen und Deutschland
müsse von der Lausitz über Frankfurt a.d.«O. durch die Grenzmark
geführt werden. Eine solche Regelung, so schreibt »Tonsulibus« weiter,
liege auch im Interesse Deutschlands; denn dadurch würden seine
Grenzen im Osten um über die Hälfte verkürzt und somit seine Sicher-
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heit vergrößert werdenl Es könne sich auch daher mehr seinen Auf-
gaben im Innern des Landes zuwenden. Was nun die Bevölkerung
in an Polen asbzutretenden Gebieten betreffe, so spreche diese wohl
ietzt deutsch, aber ihrer Abstammung nach sei sie polnisch und werd
es daher begrüßen, zu ihrem Mutterlande zurückkehrenzu können. Dass
Danzig dem politischen Staate einverleibt werden müsse,sei eine selbst-
versstäsnidlicheForderung. So zeige das Buch, schloszder Redner, welche
Gefahren das Deutschtum im Osten von Polen her bedrohten und das-
Polen bestrebt se-i, die ganze Ost-mark zu vernichten. — Der überaus
starke Beifall zeigte Herrn Oberstudiendirsektor Dr. Zahn, wie seht-'
er die Zuhörersschaft mit seinen temperamentvollen Ausführungen iin
seinen Bann geschlagen hatte. Wir alle haben wohl den Wunsch,
Herrn Dr. Iashn, dem wir auch an dieser Stelle für die wundervolle
Stunde, die er uns bereitete, Dank sagen, recht bald wieder in unserm
Ostbund sprechen zu hören. Rsach herzlichen Dankesworten an den
Vortragenden schlosz der Borsitzende die gut besuchte cVersammlung

Landesverband Freistaat Sachsen.
Ortsgruppe Dresden. In der im »Italienischen Dörfchen« vom

l. Vorsitzenden, Herrn Oberfachschulrat i. R. Fratzke, geleiteten
Versammlung hielt der Dozent an der Technischen Hochsch«U12-Hskk
Zwiener, einen Bortrag über »Der nationale Gedanke
im Zeichen der neuen Sachlichkeit«. Ansknsüspfendan das
Wort Grimms in seinem Werk ,,Bolk ohne Raum«: »Wir Deutsche
haben nichts davon, dafz wir Deutsche sind«,wies er auf den gewoll-
tischenGrund des ensglischenRationalstolzes hin. Der Engländer weib,
dafz jeder Engländerein Kapital darstellt, da er mehr verdient als

jeder Angehörige eines anderen Staates. In der Einleitung be-
gründete er das Schlaer des deutschen Rat-ionalgefiihls durch die

biologischeTatsache, dafz ein Organ verkümmert, wenn es sich nicht
betätigt. Der Vortragende zeigte den Gegensatz zwischen der Kultur
vor 1914 und jetzt. Früher galt der Grundsatz: »Mehr scheinen als

sein« Ausgedrückt unter anderem durch Sturk-Ornamentik, Bertikow,
Rippes-Sachen, Konfektion. Ebenso die nationale Gesinnung. Sie

war meist nicht tief, mehr oberflächlich — demgegenüber steht die
jetzige Ausdruckskultur. Schlicht, einfach die Möbel, nur verschönt
durch die Politur, ebenso die Gesinnung. Der soll auch das nationale
Denken entsprechen. Wir sollen uns frei machen von Illusionen. Diese
haben uns vor dem Kriege oft geschadet, wie in der Beurteilung der
kriegerischen Kraft unserer Gegner. Real müssen wir den Gegner
sehen und beurteilen, wie er ist. Dann können wir ihn auch eher über-
winden lernen. In dieser Beziehung können und sollen die Grenzer
die Bevölkerung über Wesen und Kraft der Feinde Deutschlands auf
Grund ihrer genauen Kenntnis der Grenzfeinde aufklären. So können
es die Rhein- und Ruhrländer nach dem Ruhrkrieg, durch dessen Bru-
talität sie aus lauen, mehr international denkensden Deutschen zu be-
wuszt national Empfiindenden erzogen werden. So können und sollen
es auch die Ostmärker tun. Klar den Feind im Osten: Polen sehen, was

er kann, wie er ist, wie v. Oertzen in seinem Buche: »Das ist
Polen.« Rur Tatsachen, wie z. B. die blutigen Dragonaden gegen die
Ukrainer, in Ostgalizien, das Wüten der Aufständischen in Ober-
schlesien zeigt er, ohne Wortgerank, ohne Phrase. Und gerade das
wirkt üsberwältigend in der internationalen Welt. Wie nieder-
schmetternd das in mehrere Sprachen übersetzteBuch für unseren öst-
lichenFeind wirkt, zeigt die Tatsache, dasz es in Polen verboten ist.
Die »Oberstenregieruiig«,die von Oertzen ebenso schildert, die Polen
immer mehr militaristischer, faschistischer macht, die ihr Gesicht immer
mehr gegen Westen richtet (siehe Danzi-g), wird immer weiter gehen in
ihrem nationalen Ausdehnungstrieb gegen die Minderheiten und
Grenzen. So wird Polen-durch seine Gewaltpolitik das zum Teil noch
schlafende Bolk zum nationalen Erwachen bringen. — Lebhafter Bei-
fall lohnte den Redner. — In einer weiteren im »Italienischen Dörf-
chen« abgehaltenen Versammlung gab Herr Oberfachschulrat i. R.
Fratzke einen Überblick über die Ostpolitik. Rach einem Hinweis
aurf den trotz allem Terror erruiigenen deutschen Wahlsieg im Memel-
lande und seinen zu erhoffenden Folgen für die Berwaltung desselben,
wies er auf die ständig drohende Gefahr für Danzig und Ostpreufzen
hin. Frankreich glaubt auch in Osteuropa seine Stunde gekommen,
seine Hegemonie über Europa aufzurichten. Ruszland ist im Osten ge-
bunden durch die japanische Gefahrin der Mandschurei. England
kämpft um sein wirtschaftliches Dasein, Frankreich sieht seine Hände
frei. In bedenklicher Weise werden in Lettland immer weitere
französische Schulen neu eröffnet, deutsche geschlossen. Damit scheidet
Lettland immer weiter aus dem deutschen Kulturkreis aus, dem es bis
ietzt noch angehörte. So entsteht ein neuer Stützpunkt fürs Frankreichs
Borherrschaft an der Ostsee. Und da ist ihm Polen ein guter Helfer.
In zwölfter Stunde erst wurde durch das Dazwischentreten des Bölkers
bundkommissars für Danzig, Gravina, die Besitzergreifung Danzigs
durch die Polen am l. Mai verhindert. Doch ist die Gefahr noch
keineswegs für immer gebannt. Äuszerst bedenklich -ist es, dasz alle er-

probten Aufstandsführer der Polen im Weichselkorridvr sich aufhalten.
— Korfanty, der Organisator der oberschlesischen Aufstände,
ebenso der General Haller, der ehemalige Kommandeur der

polnischen Trsuppen, die im Weltkriege von Frankreich aufgestellt-
wurden. Gracf Mielrzgnskii, der aktive Führer der Auf-ständi-i
schen in Oberschlesien. Ebenso bedenklich ist der Aufenthalt des franzö-e
sischen Generäls Le R ond, der als« »Aufsichtsratsvorsitzender« der
Danziger Werft in Danzig wohnt. Dazu die weitgehende Bewaffnung
der »Sokol«-Turnvereine,Schützenvesrbändeu. äl. mit modernen Ge-

wehren, Maschinengewehren und Tanks. Gefährlich für Deutschland
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E es auch, dasz der Gegensatz Pilsusdskistowski auf aufzenpolitischem
ebiete ausgeglichen ist. Während Pilsudski den Kampf gegen Nufz-

land wollte, um cBöeiszruleandund die Ukraine zu gewinnen, forderte
Dsmowski die Eroberung Osstdeutschlands bis zur Oder. Alle An-

zeichen sprechen dafür, dasz Pislsudski nun die Dmowskischen Pläne
unterstützt. (Sieh-e die Ereignisse im Ksorri«dorl)

Aus befreundeten Verbänden.
Die Vereinigungen ehemaliger Angehöriger der Thorner Regimeuter
veranstalten am Sonntag, dem 5. Jusni 1932, nachm. 16 Uhr, im Landes-
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ausstellungspark (Ulsap) Alt-Moabit 4—10 (Lehrter B-ahnh-of) zu-
sammen mit dem Thorner Heimatbund ein Garnison- und

Heimatfest. Das Programm sieht vor: Gartenkonzert (Kapelle der
Komimandantur Berlin), Eihorgesang (Gesangsabteilung des Thorner
Heimatbundes), Ansprachen (0lber:st a. D. L ü d e rk e , Feldzugskomman-
deur des ehem.-ön-f.-Ngts.Nr. 21, und OberbürgermeisterDr. H asse ,

Glogau, letzter Oberbürgermeister von Thorn), Vorbeimarsch der Gar-

nisonvereine, Turnerische Bosührungen,·Farkelzug, Zapfenstreich. An-
schlieszend im Saale Tanz. Eintritt in den Garten nnd zugleich zum
Tanz im Saal beträgt nur 50 Pf., Kinder unter 14 Jahren sind frei.

·s——.lMttteilungen aus der oltdeutfchen Heimat. I=
Personliches

Superintendent i.R. Julius Dehmel f.
Wie uins der Vorstand der Ortsgruppe Basd Warmärusnn mitteilt,

ist am 28.v.M. dort Susperintenldent -i.N. Julius D ehmel im Alter
von 68 Jahren gestorben. Mit ihim isst ein in weiten Kreisen be-

Lkannter und beliebter Seellsvrger dahingegangen, der seine ganze

,»Amtszeit im Osten oerbracht hat. Nachdem er zunächstPasstor in

»Po-likwislz(Ssrhles.)gewesen war, wurde er als zweiter Pfarrer an die

«St.Pa-wlsi-ksirchein Posen berufen. Nach langjähriger verdienst-
voll-er Tätigkeit in- diesem Amt erhielt er einen Ruf nach Erdmanns-

dors, wo er zum Superintendenten des Kirchenkreises Hirschberg er-

nannt wurde, kehrte von dort 1910 als Pfarrer an der Kreuzkirche
und Superintendent des Kirchenkreises Posen I nach Posen zurück«
und war dort bis nach dem polnischen Umsturz tätig. Während des

Weltkrieges verlor er seinen einzigen Sohn, der als Leutnant im

fPosenerb. GrenadiersNegiment fiel, ein Schlag, den sein Vaterherz
nie verwunden hat. Nach dem polnischen Umsturz nahm er sich nicht
nur. seiner Gemeindemitglieder mit gewohnter Hingabe an, sondern
betatigte sich mit allen Kräften aukh für die Gesamtheit des Posener
;.»Deutschtumsim Deutschtumsbund usw. Als er 1920 Posen verlassen
muszte, ging,er als Superintendent nach Jauer. Leider erkrankte er

dort sehr ald infolge eines schweren Nervenleidens, das ihn 1924

.»wang, in den Nuhestand zu treten. Er zog erst nach Hirskthkg Und

ubersiedelte später nach Bad War-mbrunn. Sein Leiden verschlimmerte
sich fortgesetzt, so dasz der Tod für ihn ein Erlöser war. Ein treuer

"Seelsorger, ein Mann von tiefernster Lebensauffassung mit einem

in gesunden Tagen fröhlichen Herzen, ein echter Deutscher, schlicht,
aber kernsest, groszherzig und edel, ist in ihm dahingegangen. Unter
den jetzigen wie unter den früheren Posenern wird die Nachricht von

seinem Heimgang tiefe Anteilnahme hervorrufen.
Die erste vitpreuszischeZliegerim

Fräulein Ur s u l a Bilz e r
, die 24jährige Tochter des verstorbenen

Baurats B·itzer, ixst als erste Motvrfliegerin Ostpreuszens auf dem

Königsberger Flugplatz ausgebildet worden und wird in kurzem ihren
ersten Langstrechenflug unternehmen. Die junge Fliegerin ist gebürtige
Königsb-ergerin.

F

Ehrnngx Major a.D. 0esterreich, der im September 1914

durch energisches Verhalten msit seiner schiweren Haubitzenbatterie viel

zur Befreiung Tilsits von den Rassen beigetragen hatte, wurde durch
liberreichung einer Ehrenurkunde des Tilsiter ArtilleriesVereins,
dessen Mitbegründer und Ehrenvorsitzender er ist, geehrt.

Berinählt: Lehrer Heinrich N e i tzig, Frankfurt a.M., Ortenberger
Strasze 52, und Martha Neitzi.g, geb. Fleischm-ann.

Silbetne Hochzeit: Kaufmann Adolf Haase mit seiner Gattin

Dota, geb. Bernhardt, in Fvisedrichshagen, früher Kaufmann in Lissiewo,
Kreis Eulm, am 28. 5.; Kaufmann Alfred Kr a p k at und Frau Emmy,
geb. Hoerner, früher Gärtnerei Posensllnterberg, jetzt Berlin SVZ ös,
Tiharlottenstrasze 97, am 6. 6.

Bejahrte 0stmärker: Frau verw. A. N euh a u s , früher Wollstein
i. Pos., jetzt in Dresden-A., Gustav-Fregtag-Str. is, am 10.6. 75 J.
alt; Frau Luise M e i ster, geb. Heinrich Ehefrau des Oberposts
schaffners i.N. Rudolf Meister, früher Schubin, jetzt Berlin-Wittenau,
Lindenweg S, am 3.6. 70 J.; Alfred G ü nther, Besitzer des Hotels
,,Goldener Löwe« iin Haynau i.Schles., früher Nothenburg a.d.0sbra,
am 20.5. 60 J. lam gleichen Tage verlobte sich sein Sohn, der Guts-

besitzer Alfred Günthseraus Dobberschau mit Fräulein Käthe K roll ,

agnau); Baumesister a. D. Hermann Fe i st in Berlin N58, Wolliner

trasze 2, früher Krotoschin, am 7.6. 71 J. (Mitglied der Ortsgruppe
Berlin-Ost); Frau Berta St i l l er in Berlin, Stralauer Platz 5,
früher Krotoschin, am 10.6. 70 J. (Mitglied der Ortsgruppe Berlin-
0st); Gottlieb John,, Frankfurt a.d.0., am 15.5. 70 J.; Friedrich
Sch äfer, Frankfurt a.d.-0., am 15.5. 70 J.

Gestorbem Oberpostsekretäri.N. Eugen Altw asser in 0ppeln,
Redenstrasze lo, frwher Lissa und Posen, am 24.5., 71 J.

s-

«.«.JAus der uns verbliebenen GitmarID
schneiden-Mk VIom lo. bis 18. Juni sindet in Plöttke bei

Schneidemühl der erste grenzmärkis e Segelflsugkursus
statt. An ihm können 15 Lehrversonen von Volks- und Mittel-

schulen teilnehmen. ön Frage kommen Lehrpersonen gröfzerer Schul-
systen1-e,die die Werkslehrerpriüfungbestanden haben oder sonst an dem

Segelflug interessiert sind. Die Ausbildung erstrerkt sich auf: Physik

«kulski und Talermow ein Verfahren eingeleitet worden.

des Fluges, Flu-gzeugmodellbau,Bau von Flugzeugteilen und Gleit-

fxlzilglcllnterbringungund Verpflegung erfolgen kostenlos im Heim
»

.-ött e.

Aus der uns geraubten Gstmark.
Aus Posen.

Mogilno. In der Nacht entstand aus bisher unermittelter Ursache
auf dem Bodenrausmder Gerberei Sikorzynski in Pakosrh Feuer,
welchesmit isolcher Schnelligkeit um sich griff, dasz in kurzer Zeit ein
Teil der Fabrsikgebäudein Asche gelegt wurde. Mitverbrannt sind
verschiedene Themikalien, Geräte, 200 Stück rotes Leder, Tische und
anderes mehr. Der Schaden, der auf 100 000 Zlotg taxiert wird, ist
durch Versicherung gedeckt.

Hohensalza. Auf der Strecke Hohensalza-Kruschwitz ist zwischen
Hohensalza und Montwy der Bahndamm auf mehr als 100 Meter

vollkommenversarkt. Der Verkehr ist auf längere Zeit unterbrochen.
Die Zuge fahren nur bis Montwy, von dort müssendie Fahrgäste mit

Autobussen befördert werden. Die Versackungen dürften im Zu-
sammenhange stehen mit den groszen Erdrutschen in den Jahren 1912

und 1913. Damals versank plötzlicheine ganze Seite der neuerbauten
Mutter-Gottes-Kirche, ferner ein grofzes vierstörkiges Erkhaus mit
dem gesamten Inhalt. Die Einwohner konnten nur ihr nacktes Leben
retten. Auch an anderen Stellen Hohensalzas bildeten sich Erd-

senkungen, so dasz eine grosze Zahl von Häusern geräumt werden muszte.
Die Erdsenkungen sind auf unterirdische Salzströme zurückzuführen,die
1909 in das Salzbergwerk Hohensalza einbrachen und es betriebsun-

fähig machten.
Aus Westpreuszem

Dir-schon Die Dirschauer deutschen Schüler haben über eine neue

polnische Schiskane zu klagen. Bekanntlich hat man ohne Grund das

deutsche Progymnasium in Dirsrhau geschlossen und die

Wiedereröffnung ebenso verweigert wie die Eröffnung einer deutschen
Bo·lsksschule. Als die Schüler nun das deutsche Ggmnasium in

Pr.-Stargard besuchen wollten, wurde ihnen, nach-dem sie alle Vor-

bereitungien getroffen hatten, am ersten Schultage auf Grund einer

neu-en Anordnung des Thorner Schulkuratoriuims die Teilnahme am

Unterricht verweigert. Da die Schüler all-e Monatskarten gekauft
hatten —- Schülermonatskarten waren ilhnen verweigert word-en —,

lieszen sie die noch nicht benutzten Karten abstempeln, um den Preis
zurückzuerhalten Die Staatsbahn hat jetzt die Erstattung des Be-

trages für die Monatskarten verweigert.
Gdingen. Bei den groszen Bauten in Gdingen sind riiesige Unter-

schlagungen vorgekommen. So wurde minderwertiges Ma-
terial verwandt, sso dasz Neuibauten heute schon wie Nuinen aus-

sehen, ferner sind ungeheure Materialsliieferungen in Rechnung gestellt
worden, die nie erfolgt sind. Die Gesamtsumme der Unter-

schlagungen beläuft sich auf 19 Millionen Zloty. Wegen
dieser Unterschlagusngen ist jetzt gegen die Unternehmer Kot-litle3i,zä-te n-

klageschrift ist über 600 Seiten stark.
Konitz. Ein deutscher Handwerksmeister in Konitz bekommt ein

Strafmaindat in Höhe von Z Z·lvty, weil er den Lehrling K. nicht zur

Fortbildungsschule geschickt habe; der betreffende Lehrling ist jedoch
nie bei ihm beschäftigt gewesen. ön der Meinung, den örrtusm leicht
beseitigen zu können,machte er den handschriftlichen Bermerk, dafz der

Betreffende nie bei ihm beschäftigt war, noch ist, unsd er ihn deshalb
auch nicht zur Schule schicken könne. Er sendet den Strafbefehl zurück-.
Darauf kommt eine Vorladung von der Starostei zum Termin. Da

er die polnissrhe Sprache nicht beherrischt, wird ihm bedeutet, dasz er

einen Dsolmetsrher mitzubringen habe. Da er das im Bewufztsein
seines vollen Nechtes natürlich nicht tut, ,,ermsuntert« ihn die

Starostei durch ein neues Striafmandat in Höh-evon 10 Zlotg. Daraus-
hin reicht er ein Schreiben in polniisrher Sprache ein. in dem der Tat-

bestand dargelegt wird; in diesem wird die Behörde gebeten, die Straf-
mandate zurückzuziehen,andernfalls gerichtliche Entscheidung beantragt
und Beschwerde an höherer Instanz eingelegt würde. Die Antwort

kommt .a«uszerge-wöhnlirhschnell, und zwar ein Strafmandat in Höhe
von 50 Zloty wegen ,,nngebühril«ichenBenehmens vor Behörden«.
Selbstverständlich hat daraufhin der Meister sofort gerichtliche Ent-

scheidung beantragt. Ein Beispiel für die alltäglichen Schiikanen, denen

deutsche Gewerbetreibende in Polen ausgesetzt sind.

Diese Nummer umfaszt 16 Seiten.

Für die nicht von der Vundesleitung veranlaßten Anzeigen im

Anzeigenteil kann eine Haftnng nicht übernommen werden.



Provijionsfreil

Glänzende Existenzenl
Ostmiirlsert

Geschäftsgrundftiirlc (Kolonial-
waren) in einer fehr industrie-
reirhen Stadt Ponimerns, nahe
den Ostseebädern . Preis:

-

-

Anzahl.:
Liloderner Reftaurationsbetrieb,

Bier- und Speiselokalitäten
mit Ausfkhank von Spezial-
bräu, sowie Konzert- u. Tanz-
etabliffement in Frankfurt
a.d.0der . . . . Preis:

Landwirtschaftliches Grundstück
Zum Betrieb einer Geflügel-
farm geeignet, im steiftaat
Sachsen, nahe Bautzen Preis:

Anzahl.:
Befteingefiishrte Ziegelei m. Lan-d-

ivirtsfrhaft in einer Kreisftadt
der Reumarlc. Konkurrenzlose
Voll-Existenz! . . . . . .

Ki. Glarus (Skh-tveiz) öniduftries
iliegensfrhaft für alle Zwecke,
bisher Käsfefabrih 1000 qm
helle Arbeitsräunie mit gr.

Kellern, Asselcuranz 112000,
weit unter Wert oerkäuflikl).
Anzahlung nach Vereinbarung

Ki. Aarsgau, Landhaus, Ein-—bis

Zweifamilien, sf1·.3500 und
sfr. 8000

, Landwirtschaft (-10Jurhart gleich
144 000 qm) am Schweizer
Bodenfeeurfer . ski-. 70 000

Hotel mit Gemüfes und Zier-
garten, in unmittelbarer Rähe
des Bahnhofs i.Kanton Aar-
gau . . . str. 50000

Zürirhfee: Villen-grundft!iirk, paff.
für Ruhefit5, Arzt, Klinik,
Penfionat, Preis: sit-. 200 000

Daselbst auch billig Reblandgelände.
Srhuhgeisrhiift i. Greifsmalld, best.
eingeführt . . . · Preis:

Landivirtfrhaftlirhes Gehöft, fiir
Kohlen-, Futter- u. Getreide-
handlung oder für Baugefchäft
geeignet, nahe den Städten

Leipzig u. Ater·feburg, Preis:
Anzahl.:

Belcanntes Bergniigungs——Cta-—
bliffement, Konzert-Re]"taurant.
Case, Canzdiele, Bierumfatz
1200111,in Halle. . . . .

Kolonialivarengrun-d-ftiirk m. Dro-

genhandel u. Canik«ftelle,5 Mor-

gen, Existenz, Rähe cZieuftrelitz
Gefil)äftsgrund«ftiirk,für alle Ge-

schäfts- und Fabrikations-
betriebe geeignet, in einem

thüringischenStädtchen, Preis
Anzahl.:

Penfionsgrunsdsftiirlc m. Zieifkherei
in bekanntem Gebirgsluftlcur-
ort u. Heilbad des Oberharzes

Grundftiiclc mit Kolonialcvaren-

gefrhäft, an Hauptgefkhäftss
ftrasze in Anhalt . . .

einfchsL Warenlager
Bärkereigrundftiirk, außerordent-

lich verliehrsgiinftig iin der

Hauptgefchäftsftrafje einer leb-

haften Stadt »der Osftpriegnitz
Gefrhäftsgrusndftiirkm. Kolonial-

warenhandlung, Kaffeeröfterei
und Spirituofenlcleinhandel in

Kleinftadt Bot«po»mmerns . 10000

Bildprofpelste l( oft e n l o s durch:
Ko clI se co., Berlin W 10

llörnbergstkalzel- Tel.: 82 Lülzow 5933.

MWOWOOOW

Anz. M-

9 500

Z 500

6 000

16 000

4 000

20 000

4 000

12 000

6 000

25 000

5 500

16 500
? 000

15000

12 000

10 000

«

Wiese, pr. mass. Gebd.,

280

Landwlkllkllllllku
83 Mrg. Weizenboden,
einschl. 11 Mrg Wiese,
gute Geh-, leb. u. totes

Inv.Preisf.38000-Anz.
15000 M. 70 Mrg.
Weizbd., einschl. 8 Mrg.

gutes lebd. u. tot. Inv.

Preisf. 6000 M., Anz.
17 000 M·; beide Wirtsch.
lieg. im Dorf mit Bahn-

stationunahederKreiNtadt Angermünde.

Flelsmekeigruuostitct
Kreisstadt," gute Lage,
mass. Gebäude, kompl»
elektr. Anlage u· Ein-

richtung,·schönerLaden,
5 Zimm. frei, außerdem
1800 M. jährl. Miets-

einnahme.Pr.37000M.,
Anz.12000M.,verk.sof.

W. Fromm, Augekmänae,
Altkiinkentlorier sit-use 10.

Telefon 182.

Bei Besichtigung
Anmeldung erbeten.

Herrschastliches

Ertragsciitergut
best.LageSa.1.-3.Kl.,
altershalb. verk. günst.
Absatzverh Bahn und
Stadt 2 -Km. 112 ha,
davon 18 beste Wiese u.

Weide. Eigene Jagd.
ÜberkompLtotes u. leb.
Inventar. Nur Reflekt.,
nicht Vermittler, die
nachweislich über ca-

100000 M. bar verfüg.,

.

Helene

JungeOstmarkekm
19
Z»gute Kenntnisse

in ochen, Nähen und

Plätten( sehr guts-Zeug-
nisse),sucht Stellung.
Gef. Angeb. unter 2548
an das Ostland erbeten.

08tmäklcek, 25J.,
ev., sucht für sofort
oder zum 1.Juli

Anstellung
gelernter Kaufmann,
mit guten Zeugnissen,
Führerschein Kl· la und
lllb. Gef. Ang. unterwerden berücks.Absolut

diskret. Ang.unt.2544 2546 an das Ostland
an das Ostland erbeten. erbeten.

EllcllLIclllscllckFllliicllllckelll
Ortsstatpr Hobcnsalza E. V-

Jn jahrelangen Bemühungen ist es endlich
-;:.. gelungen, für das von den Polen beschlag-

«

nahmte Bootshaus in Amsee auf Grund des

Liquidationsschädengesetzes eine Barabfindung
zu erhalten.

Diese soll zur Einlösung der- von uns im

Jahre 1917 herausgegebenen Anteilscheine
dienen. Wenn wir damit auch nicht allen

sz

Wünschen gerecht werden können, so können
wir schon jetzt mitteilen, daß die Ausschüttung
des Liquidationserlöses wesentlich höher liegen
wird, als die Aufwertung von Hypotheken.

Die Auszahlung erfol t gegen Einsendung
der Anteilscheine. Die erechtigten werden

gebeten, ihre Forderung unter Angabe ihrer
jetzigen Adresse und der Littr. B. Nr. der An-
teilscheine bei mir bis zum 1. Juli 1932 anzu-
melden·

Sollten die Anteilscheine verlorengegangen
sein, so haben die Einlösungsberechtigten unter

Angabe der Littr. B. Nr. eine Erklärung ab-
zugeben, daß sie mit Zusendung des Aqui-
dationserlöses keine Forderungen mehr an den
Verein haben.

Berlin W.9, den 18· 5. 1932,

Potsdamer Straße 1a.

J. Bollm.:

M. Kayma, SteueramtsbürmBorstehera.D.,
Steuer- und Wirtschafts-Sachverständiger.
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Meinem Manne, Heinrich Engel, Greifenhagem
gestorben 5. Juni 1931, zum Gedächtnis.

Ein Jahr ist’s her, seit Du mich hast verlassen.
Ein bittres Jahr, für mich unendlich schwer.
Ich kann und kann es immer noch nicht fassen,
Und doch ist’s" wahr, Dein Mund er spricht nicht mehr.
Trotz aller Leiden, die Du hast ertragen,

"

Qualvoller Schmerzen, oft kaum anzusehn,
Du hofftest doch bis in den«letzten Tagen
Dich noch einmal gesund zu sehn-
Es .sollt’ nicht sein-
Nuhst schon ein ganzes Jahr in Deinem stillen Haus,
Schlaf wohl, geliebter Mann, hast ja nun Ruh gefunden,
Schlaf lauft und ruhig nun von Deinen Leide-n aus.

Jch sah Dich leiden, noch im Schmerz Dich weinen

Um Menschen, die Dir, ach, so bitter weh getan,
Wenn sie auch noch so harmlos suchen zu erscheinen,
Ich kann ja nicht vergessen, die Tränen von meinem Mann.

fr. Hohensalza und Znin, Provinz Posen.
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Nachruf !

Du hast nun überwunden,

Engel, geb. Wellnitz Greifenhagen,

Rettes gewandtes

Mädel
zur Mithilfe im Haus-
halt und Bedienen der

lllienenungen
polnisch, russisch,

lscheåxhbisithFchlrifstt-li e r ei en i i .

Gäste sofort gesucht.
ch 9

Bewerbungen mit Bild ijtz Bitkoweh
und Gehaltsanspriichen Berlin W 35, Magde-
erbeten unter Postfach burger Str. 30, l. Tel.:
36, Misdronystser. BL, Lützorv 3469.
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Die Festschrift
die zur Feier des 25jährigen Be-

stehens der Ehristnskirche in
St. Lazarus und der Matthiiis
kirche in Wilda von den Pastoren
D. Nohde und Brummak
in Posen herausgegeben worden

ist, und die in Nummer 19

[S. 224) von Pastor G ü r t l e r

empfohlen wird, ist von größtem
Jnteressefiirall.ehem.ev.Posener.

llllsilllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllll
I

Bestellunqen aus diese Festschrist können
unter gleichzeitiger Einsendung des fiir
unsere Leser ermäßigten Betrages von

80 Ps; und 20 Pf. für Postgebühr und

Verpackung, zusammen also 1 RM., auf
das Postscheckkonto Berlin 104 726 an uns

aufgegeben werden«

Deutscher Gitbund
Abteilung Buchversand

Berlin W 30, Motzstraße22.um«-tuWutllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllll
lllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllIllllllllllllllllllllllllllllllllllll

Preus.staats-Lottekie
30als am 1 Juni

Zu haben bei staat-l. LotteriesEianctrmeI

' '

s l« W IS,
Fllllllllllh

« «"
Potsclataek str. 1 1 6 s

trüber in Kattowjtlh 0.-S.
Ecke Lützowstralze.

’

Tel. Liitzow 3686.
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